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A. Allgemeine Bestimmungen und Begriffe 
 
 
Name 
 
 
 
 
 
Zweck  
 
 
 
 
 
 
Obligatorische und 
überobligatorische 
Vorsorge 
 

 Name und Zweck 
1 Unter dem Namen „Alvoso Pensionskasse“ (nachstehend „Pensionskasse“ genannt) 
besteht eine Stiftung mit Sitz in Cham im Sinne von Art. 80 ff. des Schweizerischen 
Zivilgesetzbuches, Art. 331 ff. des Schweizerischen Obligationenrechts und Art. 48 
des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassen- und Invalidenvorsorge 
(BVG). 
 
2 Die Pensionskasse bezweckt die berufliche Vorsorge gemäss BVG und seinen Aus-
führungsbestimmungen für die Arbeitnehmer der angeschlossenen Unternehmen so-
wie für deren Angehörige und Hinterlassene gegen die wirtschaftlichen Folgen von 
Alter, Tod und Invalidität gemäss den Bestimmungen dieses Reglements sowie den 
Vorsorgeplänen der einzelnen Anschlüsse. Die Anhänge A1 bis A4 bilden einen in-
tegrierenden Bestandteil dieses Reglements. 
 
3 Die Pensionskasse gewährleistet die obligatorischen Mindestleistungen nach dem 
BVG und ist im Register für die berufliche Vorsorge gemäss Art. 48 BVG eingetragen. 
Sie kann über die gesetzlichen Mindestleistungen hinaus weitergehende Vorsorge 
betreiben. 

B. Anschluss und Vorsorgewerke  
 
 
Grundlage für  
Anschluss 
 
 
 
 
 
 
Errichtung 
 
 
 
Wahrung der Inte-
ressen  
 
 
 
Vereinbarte 
Leistungen 
 
Übergeordnete 
Bestimmungen 
 
 
 
 
 
Vorsorgewerk  
 
 
 
 
 

 Anschlussvereinbarungen 
1 Die Anschlussvereinbarung zwischen dem Unternehmen und der Pensionskasse bil-
det die Grundlage für die Durchführung der beruflichen Vorsorge durch die Pensi-
onskasse. Mit der Unterzeichnung der Anschlussvereinbarung akzeptiert das ange-
schlossene Unternehmen die reglementarischen Grundlagen der Pensionskasse. In 
der Anschlussvereinbarung können Regelungen vorgesehen werden, welche von 
diesem Reglement abweichen. 
 

 Vorsorgekommission  
1 Jedes Unternehmen, welche sich der Pensionskasse anschliesst, errichtet eine pari-
tätisch zusammengesetzte Vorsorgekommission aus Arbeitnehmer- und Arbeitge-
bervertretern. 
 
2 Diese Kommission wahrt die Interessen der Versicherten des Unternehmens sowie 
des Unternehmens selbst. Mitteilungen der Vorsorgekommission an die Pensions-
kasse erfolgen schriftlich. 
 

 Vorsorgeplan  
1 Die vereinbarten Leistungen und Beiträge werden in einem Vorsorgeplan festgehal-
ten. 
 
2 Im Vorsorgeplan können Regelungen vorgesehen werden, welche von diesem Reg-
lement abweichen. Diese sind jedoch nur zulässig, sofern sie nicht gegen die Bestim-
mungen des BVG und dessen Ausführungsbestimmungen, die Stiftungsurkunde, die 
weiteren Reglemente der Pensionskasse sowie den Kollektivvertrag mit dem Rück-
versicherer verstossen. 
 

 Vorsorgewerke 
1 Für jedes Unternehmen wird ein Vorsorgewerk errichtet und geführt. Ausgeschie-
dene Sondervermögen und Arbeitgeberbeitragsreserven werden im Rahmen des 
Gesetzes nur für den betreffenden Arbeitgeber und seine Versicherten verwendet. 
 

 Deckungsgrad, Wertschwankungsreserven und freie Mittel der Vorsorge-
werke  

1 Für jedes Vorsorgewerk wird ein Deckungsgrad, eine Wertschwankungsreserve und 
freie Mittel geführt. Den Vorsorgewerken mit aktiven Versicherten (aktive 
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Individueller Anteil 
an Betriebsergeb-
nisse 
 
 
 
 
Zuweisung des Be-
triebsergebnisses  
 
 
Individuelle Wert-
schwankungsre-
serve  
 
Verwendung von 
freien Mitteln  
 
 
 
 
 
 
Reine Rentner-Vor-
sorgewerke  
 
 
Information Vor-
sorgekommission 
 
 
 
Kontoführung  
 
 
Verzinsung  
 
 
 
 
Ordentliche Auflö-
sung 
 
 
 
 
Ausserordentliche 
Auflösung  
 
 
 
 
 
 
 
Liquidationsver-
luste  
 

Vorsorgewerke) wird jährlich ein individueller Anteil des Betriebsergebnisses eines 
Geschäftsjahres der Pensionskasse so zugewiesen, dass alle aktiven Vorsorgewerke 
die gleiche allgemeine Deckungsgrad-Entwicklung erfahren. Eine individuelle Verän-
derung des Deckungsgrades ist nur durch Sanierung, Einlagen und Zusatz- und Min-
derleistungen möglich, indem die daraus hervorgehende Veränderung des Vorsor-
gekapitals oder des Vorsorgevermögens individuell zugeteilt werden. 
 
2 Bei einer Veränderung des Vorsorgekapitals eines Vorsorgewerks von mehr als 20% 
in einem Geschäftsjahr kann die Zuweisung des Betriebsergebnisses abweichend 
vom Mechanismus gemäss Ziffer 1 vorgenommen werden. 
 
3 Die Zielgrösse der Wertschwankungsreserve auf Stufe Vorsorgewerk wird durch 
den Stiftungsrat vorgegeben und richtet sich nach der Altersstruktur des einzelnen 
Vorsorgewerks sowie der Anlagestrategie der Pensionskasse. 
 
4 Freie Mittel auf Stufe Vorsorgewerk werden jährlich neu bestimmt und entsprechen 
jeweils dem die Zielgrösse der Wertschwankungsreserve auf Stufe Vorsorgewerk 
übersteigenden Betrag des Vermögens des Vorsorgewerks. Die Verwendung resp. 
Verteilung von freien Mitteln liegt in der Kompetenz der Vorsorgekommission. Bei 
der Verwendung von freien Mitteln zur Begleichung von Beitragsausständen ist dem 
Verhältnis zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrag entsprechend Rechnung 
zu tragen.  
 
5 Reine Rentner-Vorsorgewerke haben keine Wertschwankungsreserve und partizi-
pieren damit nicht am Betriebsergebnis. Der Deckungsgrad der Rentner-Vorsorge-
werke wird stets zu 100% ausgeglichen.  
 
6 Die Mitglieder der Vorsorgekommission werden mindestens einmal jährlich über 
den Deckungsgrad des Vorsorgewerks sowie über den Stand der Konten, die inner-
halb des Vorsorgewerks geführt werden, informiert. 
 

 Arbeitgeberbeitragsreserven  
1 Für jedes Vorsorgewerk werden Arbeitgeberbeitragsreserven geführt, aus denen 
Beiträge des Arbeitgebers erbracht werden können. 
 
2 Die Höhe der Verzinsung der Arbeitgeberbeitragsreserven für das laufende Jahr 
legt der Stiftungsrat fest. Wird ein Anschlussvertrag unterjährig aufgelöst, so wird 
die Arbeitgeberbeitragsreserve nicht verzinst. 
 

 Auflösung Anschlussvertrag 
1 Die ordentliche Auflösung einer Anschlussvereinbarung bedarf zu ihrer Gültigkeit 
der Zustimmung des Personals des Vorsorgewerks. Das Unternehmen hat den Nach-
weis über die Zustimmung des Personals zu erbringen. Die Auflösung kann frühes-
tens nach Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer und unter Einhaltung der verein-
barten Kündigungsfrist erfolgen. 
 
2 Bei Beitragsausständen oder bei grober Verletzung der Mitwirkungspflichten hat 
die Pensionskasse das Recht, die Anschlussvereinbarung der betreffenden Unterneh-
mens mit einer Kündigungsfrist von 30 Tagen (beginnend ab erfolgter Information 
der Vorsorgekommission) auf Ende des nächsten Monats zu kündigen. Dieses Recht 
steht der Pensionskasse auch dann zu, wenn die Vorsorgekommission Bestimmun-
gen erlässt oder Beschlüsse fasst, die dem Zweck der Pensionskasse, ihren Grunds-
ätzen, dem Vorsorgereglement oder dem vereinbarten Vorsorgeplan widersprechen, 
und trotz schriftlicher Abmahnung seitens der Pensionskasse daran festhält. 
 
3 Erfolgt die Vertragsauflösung vor Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer, ist die 
Pensionskasse berechtigt, allfällig entstandene Liquidationsverluste dem austreten-
den Unternehmen zu belasten. 



 
 

Begriffe 
 

Alvoso Pensionskasse Vorsorgereglement   5/38 

C. Begriffe 
 
 
Personenbezeich-
nungen  
 
Ehe für alle 
 
 
 
Gleichgeschlechtli-
che Partnerschaft 
 
 

 Begriffe 
1 Im Rahmen des vorliegenden Reglements wird für Personenbezeichnungen die 
männliche Form verwendet. Sie gilt stets für alle Geschlechter. 
 
2 Sämtliche Begriffe wie Ehe, Ehegatten, verheiratet, Ehescheidung oder Scheidungs-
urteil gelten gleichermassen für die Ehe zwischen Mann und Frau und für die Ehe 
eines gleichgeschlechtlichen Paares. 
 
3 Personen, die im Personenstand „in eingetragener Partnerschaft“ gemäss Bundes-
gesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare leben, ha-
ben die gleichen Rechte und Pflichten wie die Ehegatten. Die im Reglement erwähn-
ten Begriffe wie Ehe, Ehegatten, verheiratet, Ehescheidung oder Scheidungsurteil 
gelten für die eingetragene Partnerschaft sinngemäss. 

D. Versicherungspflicht  
 
 
Voraussetzung zur 
Aufnahme 
 
 
Nicht versicherter 
Personenkreis  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Vertragsverlänge-
rung ohne Unter-
bruch 
 
Vertragsverlänge-
rung mit Unter-
bruch > 3 Mt.  
 
 
Vertragsverlänge-
rung mit Unter-
bruch < 3 Mt.  
 
 
Versicherung bei 
Teilinvalidität  

 Versicherungspflichtige Arbeitnehmer  
1 In die Pensionskasse werden unter Vorbehalt von Abs. 2 dieses Artikels die AHV-
pflichtigen Arbeitnehmer der der Pensionskasse angeschlossenen Unternehmen auf-
genommen, welche die Aufnahmebedingungen gemäss Vorsorgeplan erfüllen. 
 
2 Nicht in die Pensionskasse aufgenommen werden 
 
a. Personen, die am 1. Januar das 17. Altersjahr noch nicht vollendet haben; 

b. Arbeitnehmer, sofern das Arbeitsverhältnis für eine befristete Dauer von nicht 
länger als 3 Monaten eingegangen wurde (vorbehalten bleiben Abs. 3 bis 5 die-
ses Artikels); 

c. Personen, die das ordentliche gesetzliche AHV-Pensionierungsalter bereits er-
reicht oder überschritten haben; 

d. Personen, die beim Arbeitgeber nebenberuflich tätig und bereits anderweitig für 
eine hauptberufliche Erwerbstätigkeit obligatorisch versichert sind oder im 
Hauptberuf eine selbständige Erwerbstätigkeit ausüben; 

e. Personen, die nach den Bestimmungen des BVG als vollinvalid gelten sowie Per-
sonen, die nach Art. 26a BVG bei einer anderen Vorsorgeeinrichtung proviso-
risch weiterversichert werden; 

f. Personen, die nicht oder voraussichtlich nicht dauernd in der Schweiz tätig und 
im Ausland nachweisbar genügend versichert sind, sofern sie die Befreiung von 
der Aufnahme in die Pensionskasse beantragen. 

 
3 Wird ein befristetes Arbeitsverhältnis ohne Unterbruch über die Dauer von 3 Mo-
naten hinaus verlängert, so erfolgt der Beitritt zur Pensionskasse in dem Zeitpunkt, 
an dem die Verlängerung des Arbeitsverhältnisses vereinbart wird. 
 
4 Übersteigt die Gesamtdauer von mehreren Arbeitsverhältnissen des Arbeitnehmers 
beim gleichen Arbeitgeber 3 Monate, mit Unterbrechungen von weniger als jeweils 
3 Monaten, erfolgt der Beitritt zur Pensionskasse zu Beginn des vierten Monats des 
Arbeitsverhältnisses. 
 
5 Wird bei mehreren Arbeitsverhältnissen des Arbeitnehmers beim gleichen Arbeit-
geber im Voraus eine Gesamtdauer von 3 Monaten oder mehr, mit Unterbrechungen 
von weniger als jeweils 3 Monaten vereinbart, erfolgt der Beitritt zur Pensionskasse 
zum Beginn des ersten Arbeitsverhältnisses. 
 
6 Versicherte, die bei der Aufnahme in die Pensionskasse teilweise invalid sind, wer-
den nur für den Teil versichert, der dem Grad der Erwerbsfähigkeit entspricht. 
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Versicherungsbe-
ginn 
 
 
Vorsorgearten  
 
 
 
Versicherungs-
schutz 
 
 
 
 
 
 
 
Ende des Versiche-
rungsschutzes  
 
 
 
 
Nichterfüllung der 
Bedingungen  
 
 
Nachdeckung  
 
 
 
 
Weiterversicherung auf 
Verlangen  
 
 
 
 
 
 
 
 
Versicherter Lohn  
 
 
 
 
 
 
 
Verrechnung der Bei-
träge  
 
 
 
 
 
 
 

 
 Beginn des Versicherungsschutzes  

1 Der Beitritt zur Pensionskasse erfolgt unter Vorbehalt von Art. 10 Abs. 1 BVG sowie 
Art. 6 Abs. 1 BVV2 mit dem vertraglichen Beginn des Arbeitsverhältnisses beim Ar-
beitgeber. Damit beginnt auch der Versicherungsschutz (Art. 10 bleibt vorbehalten). 
 
2 Das für die Aufnahme massgebende Alter für die Versicherung der Risiken Tod und 
Invalidität und für die Versicherung der Altersleistungen (Sparprozess) ist im Vor-
sorgeplan festgelegt. 
 
3 Der Versicherungsschutz ist bis zum Abschluss der Gesundheitsprüfung proviso-
risch. Tritt in diesem Zeitraum ein Todesfall bzw. eine Arbeitsunfähigkeit ein, deren 
Ursache schliesslich zu einem späteren Zeitpunkt zu einem Invaliditäts- oder Todes-
fall führt, erbringt die Pensionskasse bei einem Todes- oder Invaliditätsfall nur die 
Mindestleistungen nach BVG. Im Falle einer detaillierten Prüfung des Gesundheitszu-
standes macht die Pensionskasse die definitive Aufnahme vom Ergebnis der Gesund-
heitsprüfung gemäss Art. 14 abhängig. 
 

 Ende des Versicherungsschutzes  
1 Der Versicherungsschutz endet mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eines 
Versicherten beim Arbeitgeber, ausser es werden Alters-, Invaliden- oder Hinterlas-
senenleistungen fällig. Vorbehalten bleibt die Weiterversicherung nach Auflösung 
des versicherten Arbeitsverhältnisses nach Art. 13. Die Ansprüche des austretenden 
Versicherten werden durch die Art. 45 bis Art. 47 geregelt. 
 
2 Die Versicherung endet ebenfalls, wenn die Bedingungen gemäss Vorsorgeplan 
nicht mehr erfüllt wird. Die Ansprüche der austretenden Versicherten werden durch 
die Art. 45 bis Art. 47 geregelt. 
 
3 Für die Risiken Tod und Invalidität bleibt der Versicherungsschutz bis zur Begrün-
dung eines neuen Vorsorgeverhältnisses bestehen, längstens aber während 1 Monats 
nach Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 
 

 Weiterversicherung nach Auflösung des versicherten Arbeitsverhältnisses  
1 Wird das Arbeitsverhältnis eines Versicherten nach dem vollendeten 55. Altersjahr 
vom Arbeitgeber aufgelöst, kann der Versicherte die Weiterversicherung gemäss 
diesem Artikel verlangen. Der Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeit-
geber gleichgestellt ist die einvernehmliche Aufhebung des Arbeitsverhältnisses, so-
fern diese durch den Arbeitgeber initiiert wurde. Der Versicherte hat die Möglichkeit, 
während dieser Weiterversicherung die gesamte Vorsorge weiterzuführen oder aber 
auf den weiteren Aufbau der Altersvorsorge zu verzichten. Die Austrittsleistung 
bleibt in der Pensionskasse, auch wenn die Altersvorsorge nicht weiter aufgebaut 
wird. 
 
2 Im Fall der Weiterversicherung wird der letzte Jahreslohn vor dem Wegfall der Ver-
sicherungspflicht unverändert weitergeführt. Abweichend davon kann der Versi-
cherte für die Altersvorsorge die Hälfte des versicherten Jahreslohns festlegen. Eine 
nachträgliche Erhöhung des versicherten Jahreslohnes ist nicht möglich. Tritt der 
Versicherte in eine neue Vorsorgeeinrichtung ein und wird ein Teil der Austrittsleis-
tung überwiesen, reduziert sich der versicherte Jahreslohn im gleichen Verhältnis wie 
die Austrittsleistung im Zeitpunkt der Überweisung. 
 
3 Während der Weiterversicherung hat der Versicherte monatlich die gesamten Ar-
beitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge an die Pensionskasse zu entrichten. Wird nur 
die Risikovorsorge weitergeführt, schuldet der Versicherte die gesamten Risiko- und 
Verwaltungskostenbeiträge. Führt der Versicherte auch die Altersvorsorge weiter, 
hat er zudem auch die gesamten Sparbeiträge zu entrichten. Im Fall von Sanierungs-
massnahmen schuldet der Versicherte zudem die Arbeitnehmer-Sanierungsbeiträge. 
Auf den vom Versicherten anstelle des Arbeitgebers geleisteten Beiträgen erfolgt 
bei der Berechnung des Mindestbetrages gemäss Art. 17 FZG kein Alterszuschlag 
von 4%. 
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Antrag auf freiwillige 
Weiterversicherung 
 
 
 
 
Übertritt in eine neue 
Vorsorgeeinrichtung  
 
 
 
Automatisches Ende 
der freiwilligen Weiter-
versicherung  
 
 
 
 
 
 
Anspruch auf eine Al-
tersleistung  
 
 
 
Folgen einer freiwilli-
gen Weiterversiche-
rung nach 24 Monaten 
 
 
 
Gleichstellung  
 
 
 
 
Äufnung des Altersgut-
habens  
 
 
 
 
 
Gesundheitsvorbehalt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
4 Der Versicherte muss die gewählte Weiterversicherung schriftlich innerhalb von 1 
Monat nach Ende des Arbeitsverhältnisses verlangen. Der gewählte Umfang der Wei-
terversicherung kann jährlich mit Wirkung ab 1. Juli eines Kalenderjahres reduziert 
werden. Eine Anpassung ist jeweils bis 31. Mai schriftlich mitzuteilen. Ansonsten wird 
die Weiterversicherung im bisherigen Umfang weitergeführt. 
 
5 Tritt der Versicherte in eine neue Vorsorgeeinrichtung ein, so hat die Pensionskasse 
die Austrittsleistung in dem Umfang an die neue Vorsorgeeinrichtung zu überweisen, 
als sie für den Einkauf in die vollen reglementarischen Leistungen verwendet werden 
kann. 
 
6 Die Weiterversicherung endet bei Eintritt der Vorsorgefälle Tod, Invalidität oder 
Alter, spätestens aber bei Erreichen des ordentlichen Pensionierungsalters. Bei Ein-
tritt in eine neue Vorsorgeeinrichtung endet die Weiterversicherung, wenn mehr als 
zwei Drittel der Austrittsleistung für den Einkauf in die vollen reglementarischen Leis-
tungen benötigt werden. Der Versicherte kann die Weiterversicherung jederzeit per 
Ende Monat kündigen. Die Pensionskasse kann die Weiterversicherung kündigen, 
wenn der Versicherte Beitragsausstände nach einmaliger Mahnung nicht innerhalb 
von 1 Monat begleicht. 
 
7 Der Versicherte erhält eine Altersleistung, sofern die reglementarischen Vorausset-
zungen gemäss Art. 33 zum Zeitpunkt der Beendigung der Weiterversicherung er-
füllt sind. Anderenfalls gelten die Bestimmungen über den Austritt gemäss Art. 45 
bis Art. 47. 
 
8 Hat die Weiterführung der Versicherung mehr als 2 Jahre gedauert, so ist ein Vorbe-
zug oder eine Verpfändung für Wohneigentum nicht mehr möglich. Ausserdem kön-
nen Vorsorgeleistungen bei Alter, Invalidität und Tod nur noch in Rentenform bezo-
gen werden. Vorbehalten bleiben reglementarische Bestimmungen, die die Ausrich-
tung der Leistungen nur in Kapitalform vorsehen. 
 
9 Versicherte, die die Versicherung nach diesem Artikel weiterführen, sind gleichbe-
rechtigt wie die im gleichen Kollektiv aufgrund eines bestehenden Arbeitsverhältnis-
ses Versicherten, insbesondere in Bezug auf den Zins, den Umwandlungssatz sowie 
auf Zahlungen durch den früheren Arbeitgeber oder eines Dritten. 
 
10 Bei einer Weiterversicherung erfolgt die Äufnung des Altersguthabens (obligato-
risch/überobligatorisch) nach demselben Verhältnis wie vor der Weiterversicherung. 
Bei einer Reduktion des Altersguthabens (bspw. durch teilweise Neu-Versicherung 
bei einer anderen Vorsorgeeinrichtung oder Reduktion des Sparanteils) wird das Al-
tersguthaben proportional (obligatorisch/überobligatorisch) reduziert. 
 

 Gesundheitsprüfung 
1 Die Pensionskasse kann vom Versicherten beim Eintritt in die Pensionskasse eine 
schriftliche Erklärung über seinen Gesundheitszustand verlangen. Dem Versicherten 
wird der Gesundheitsfragebogen innert 30 Arbeitstagen nach Eingang der Eintritts-
meldung des Arbeitgebers zugestellt. Der Versicherte hat in der schriftlichen Erklä-
rung ebenfalls zu bestätigen, dass er bereit ist, sich gegebenenfalls einer von der 
Pensionskasse angeordneten vertrauensärztlichen Untersuchung zu unterziehen. Er-
fordert die Aufnahme in die volle Risikoversicherung nach den Bestimmungen der 
Pensionskasse eine vorgängige Gesundheitsprüfung, so ist der Versicherte zur Mit-
wirkung verpflichtet. Während des Gesundheitsprüfungsverfahrens erhält der Versi-
cherte nur provisorisch vollen Versicherungsschutz. Nach Abschluss des Gesund-
heitsprüfungsverfahrens teilt ihm die Pensionskasse entweder die definitive Auf-
nahme in den vollen Versicherungsschutz oder einen Gesundheitsvorbehalt mit. Dau-
ert das Gesundheitsprüfungsverfahrend aus Gründen, die der Versicherte zu verant-
worten hat, länger als 6 Monate, so beschränkt sich die Risikoversicherung nach Ab-
lauf dieser Frist auf die gesetzlichen Mindestleistungen. 
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Vorbehalte 
 
 
 
Anzeigepflichtverlet-
zung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dauer des Vorbehaltes  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Krankheits- und unfall-
bedingter Erwerbsun-
terbruch  
 
 
 
Unbezahlter Urlaub  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Saisonal Beschäftigte 
 
 
 
Unterbruch 
 
 
 
Weiterversicherung des 
bisherigen Verdienstes 
ab Alter 58 
 

2 Allfällige Vorbehalte und deren Dauer werden dem Versicherten sofort nach Klä-
rung des Sachverhalts, spätestens aber 3 Monate nach Eingang des vollständig aus-
gefüllten Fragebogens bzw. des Berichts des Vertrauensarztes schriftlich mitgeteilt. 
 
3 Stellt die Pensionskasse im Leistungsfall fest, dass die schriftliche Erklärung über 
den Gesundheitszustand oder der vertrauensärztliche Bericht unwahre oder unvoll-
ständige Angaben des Versicherten enthält (=Anzeigepflichtverletzung), ist die Pen-
sionskasse innerhalb von 12 Monaten ab Kenntnis der Anzeigepflichtverletzung be-
rechtigt, das Vorsorgeverhältnis durch schriftliche Erklärung zu kündigen. Die Kün-
digung bewirkt eine Auflösung des Versicherungsverhältnisses auf den Zeitpunkt, in 
welchem der Versicherte in die überobligatorische berufliche Vorsorge aufgenom-
men worden ist. Demnach werden Risikoleistungen nur nach den gesetzlichen Min-
destvorschriften, jedoch unter Berücksichtigung der gesamten eingebrachten Ein-
trittsleistung (Art. 14 FZG) fällig. Bereits erbrachte höhere Leistungen werden zu-
rückgefordert. Wo eine Beitragsbefreiung erlischt, werden Beiträge nacherhoben. 
Vom Versicherten bezahlte Risikobeiträge für die überobligatorische Risikoversiche-
rung werden nicht zurückerstattet. 
 
4 Die Pensionskasse kann einen Vorbehalt für längstens 5 Jahre anbringen, wobei die 
bei der früheren Vorsorgeeinrichtung abgelaufene Zeit eines Vorbehaltes an die neue 
Vorbehaltsdauer angerechnet wird. Tritt während der Vorbehaltsdauer ein versicher-
tes Ereignis aufgrund eines Leidens ein, das zu einem Vorbehalt geführt hat, werden 
die Invaliditäts- und (anwartschaftlichen) Hinterlassenenleistungen während der 
ganzen Laufzeit der Leistungen auf die Mindestleistungen gemäss BVG gekürzt. Die 
Vorsorgeleistungen, die mit der eingebrachten Austrittsleistung erworben wurden, 
dürfen nicht durch einen neuen Vorbehalt geschmälert werden. Spätestens nach ei-
ner 5-jährigen Zugehörigkeit zur Pensionskasse fallen alle Leistungsvorbehalte weg. 
 

 Vorübergehender Erwerbsunterbruch  
1 Bei weder krankheits- noch unfallbedingten Erwerbsunterbrüchen (z.B. unbezahlter 
Urlaub) bis maximal 6 Monate wird die Versicherung sämtlicher Risiken (Alter, Tod, 
Invalidität) ab dem effektiven Beginn des Erwerbsunterbruchs bis zum vorgesehe-
nen Ende unterbrochen. Dauert der Erwerbsunterbruch länger, erfolgt nach Ablauf 
der 6 Monate der Austritt aus der Pensionskasse gemäss Art. 45 bis Art. 47. 
 
2 Bei einem unbezahlten Urlaub von maximal 12 Monaten kann die Vorsorge jedoch 
durch eine Meldung des Arbeitgebers in bisherigem Umfang für die Risiken Invalidi-
tät und Tod weitergeführt werden. Die entsprechende Meldung muss spätestens 1 
Monat vor Antritt des unbezahlten Urlaubs in schriftlicher Form, unterzeichnet durch 
den Arbeitgeber und den Versicherten, bei der Pensionskasse eintreffen. Die Mel-
dung enthält die Angaben über die Zeitdauer des unbezahlten Urlaubs und die Kos-
tenverteilung für die Beiträge zwischen dem Arbeitgeber und dem Versicherten. Der 
Arbeitgeber ist gegenüber der Pensionskasse für das Inkasso und termingerechte 
Überweisen der geschuldeten Beiträge verantwortlich. Trifft die Meldung nicht recht-
zeitig bei der Pensionskasse ein, wird gemäss Abs. 1 verfahren. Die weitergeführte 
Vorsorge endet, sobald das Arbeitsverhältnis während des unbezahlten Urlaubs auf-
gelöst wird. 
 

 Versicherung von saisonal Beschäftigten 
1 Versicherte mit wiederkehrenden Arbeitsverhältnissen von weniger als einem Jahr 
(Saisonniers) sind während der effektiven Dauer ihres Arbeitsverhältnisses versi-
chert. 
 
2 Diese Versicherten bleiben in der Pensionskasse gemeldet, es muss nicht bei jeder 
Unterbrechung ein Aus- und Wiedereintritt gemeldet werden. 
 

 Weiterversicherung des bisherigen versicherten Jahreslohns 
1 Ein Versicherter, dessen Jahreslohn sich nach dem 58. Geburtstag um höchstens 
die Hälfte reduziert, kann die Vorsorge höchstens für die bisher versicherten Leistun-
gen weiterführen. Der Versicherte hat den Arbeitgeber und die Pensionskasse vor 
dem Zeitpunkt, ab dem der Jahreslohn reduziert wird, hierüber zu informieren. 
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2 Der Versicherte hat neben seinen Beiträgen zur Weiterführung des bisherigen ver-
sicherten Jahreslohns auch die Differenz der Arbeitgeberbeiträge zum bisherigen 
versicherten Jahreslohn an die Pensionskasse zu entrichten. Diese werden vom Ar-
beitgeber direkt vom Jahreslohn in Abzug gebracht und der Pensionskasse überwie-
sen. 
 
3 Das Weiterführen des bisherigen versicherten Jahreslohnes endet bei einer Teil-
pensionierung gemäss Art. 34, spätestens jedoch beim Erreichen des ordentlichen 
Pensionierungsalters.   
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 Massgebender Jahreslohn  
1 Der zu meldende massgebende Jahreslohn wird im Vorsorgeplan definiert und bil-
det die Grundlage zur Bestimmung des versicherten Jahreslohns. Der massgebende 
Jahreslohn wird der Pensionskasse vom Arbeitgeber jeweils nach der jährlichen 
Lohnrevision per 1. Januar bzw. bei Eintritt gemeldet. 
 
2 Lohnänderung von mindestens 5% können auch unterjährig gemeldet werden. Un-
terjährige Lohnänderungen werden jeweils auf Anfang eines Monats wirksam. 
 
3 Löhne, die Versicherte gleichzeitig bei einem oder mehreren anderen Unternehmen 
erzielen, können nur versichert werden, wenn dies im Vorsorgeplan festgehalten ist. 
Gelegentlich anfallende Lohnbestandteile wie Überstundenentschädigungen, Dienst-
altersgeschenke, Zulagen für Sonntags- und Feiertagsarbeit, Schichtzulagen und 
Ähnliches werden nicht versichert. Im Vorsorgeplan kann der massgebende Lohn 
hiervon abweichend festgelegt werden. 
 
4 Ist der Versicherte weniger als 1 Jahr lang beim Arbeitgeber beschäftigt, so gilt als 
massgebender Jahreslohn der Lohn, der bei einer ganzjährigen Beschäftigung erzielt 
werden würde. 
 
5 Für Versicherte mit variablen Lohnbestandteilen wird der 3-Jahres-Durchschnitt 
zum fixen Jahresgrundlohn dazugezählt. Bei Neueintritten wird der variable Lohnbe-
standteil geschätzt. 
 
6 Für teilzeitbeschäftigte Versicherte mit wechselnden Arbeitspensen gilt als mass-
gebender Jahreslohn der AHV-pflichtige Jahresgrundlohn des Vorjahres. Für diese 
Versicherten werden per 1. Januar bereits vereinbarte Änderungen des Grundlohns 
berücksichtigt.  
 
7 Für Versicherte im Stundenlohn wird der Jahreslohn per 1. Januar aufgrund des in 
den letzten 12 Monaten erzielten AHV-pflichtigen Jahreslohns bestimmt. Für diese 
Versicherten werden per 1. Januar bereits vereinbarte Änderungen des Stundenlohns 
berücksichtigt. Für Versicherte im Stundenlohn ist zur Bestimmung der Risikoleis-
tungen bei Tod und Invalidität derjenige Jahreslohn massgebend, welcher während 
der letzten 12 Monate vor Fälligkeit der Risikoleistungen tatsächlich erreicht wurde. 
 
8 Für voll arbeitsunfähige Versicherte sind keine Anpassungen des massgebenden 
Jahreslohns möglich. Tritt ein Versicherungsfall ein, so wird allenfalls eine zu Unrecht 
durchgeführte Anpassung des Jahreslohns rückgängig gemacht. 
 

 Versicherter Jahreslohn  
1 Der versicherte Jahreslohn wird im Vorsorgeplan definiert und bildet die Basis für 
die Bemessung der Beiträge und Leistungen. Der Vorsorgeplan kann zwischen dem 
für die Bemessung der Sparbeiträge relevanten versicherten Jahreslohn («Spar-
lohn») und dem für die Bemessung der Risikoleistungen relevanten versicherten Jah-
reslohn («Risikolohn») unterscheiden.  
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2 Für einen teilinvaliden Versicherten wird ein allfällig im Vorsorgeplan definierter 
Koordinationsabzug entsprechend dem Invalidenrentenanspruch (in Bruchteilen der 
Vollrente) herabgesetzt. 
 
3 Für die Erhöhung des versicherten Jahreslohns infolge Beförderung oder Wechsel 
im Vorsorgeplan und der damit verbundenen Erhöhung der Risikoleistungen gelten 
die Bestimmungen über eine mögliche Gesundheitsprüfung und einen möglichen 
Vorbehalt gemäss Art. 14 sinngemäss. 
 
4 Für einen teilinvaliden Versicherten werden das Minimum und das Maximum des 
versicherten Jahreslohns entsprechend dem Invalidenrentenanspruch (in Bruchtei-
len der Vollrente) herabgesetzt. 
 
5 Sinkt der Jahreslohn eines Versicherten vorübergehend wegen Krankheit, Unfall, 
Arbeitslosigkeit, Mutterschaft, Vaterschaft oder ähnlichen Gründen, bleibt der bisher 
versicherte Jahreslohn gültig, solange eine arbeitsvertragliche Lohnfortzahlung bzw. 
ein Bezug von Lohnersatzleistungen (Taggeldleistungen aus Kranken- oder Unfall-
versicherung) besteht oder ein Mutterschafts- bzw. Vaterschaftsurlaub oder ein Be-
treuungsurlaub dauert. Der Versicherte kann jedoch eine Herabsetzung des versi-
cherten Jahreslohns verlangen. 
 
6 Eine Änderung des versicherten Jahreslohns, die nach Eintritt des Todes oder der 
Arbeitsunfähigkeit, deren Ursache zur Invalidität geführt hat, erfolgt wäre, wird bei 
der Berechnung der geschuldeten Leistungen für diesen Versicherungsfall nicht be-
rücksichtigt. 
 
7 Bei Teilinvalidität teilt die Pensionskasse den versicherten Jahreslohn entsprechend 
dem Invalidenrentenanspruch gemäss Art. 38 in einen invaliden und einen aktiven 
Teil auf. Für den invaliden Teil bleibt der versicherte Jahreslohn konstant. 
 

 Berechnung des massgebenden Alters  
Das für die Aufnahme sowie die Höhe der Beiträge massgebende Alter entspricht 
der Differenz zwischen dem laufenden Kalenderjahr und dem Geburtsjahr. 
 

 Pensionierungsalter  
Das ordentliche Pensionierungsalter wird im Vorsorgeplan festgelegt. 
 
1 Die vorzeitige Pensionierung ist ab Monatserstem nach Vollendung des 58. Alters-
jahrs möglich. 
 
2 Sofern die Erwerbstätigkeit fortgesetzt wird, kann das Pensionierungsalter bis zu 
diesem Datum bzw. höchstens bis zur Vollendung des 70. Altersjahres aufgeschoben 
werden. 
 

F. Finanzierung und Leistungen 
 
 
Dauer der Bei-
tragspflicht 
 
 
 
 
Beitragsbelastung 
 
 
 
Verzugszins 
 
 

 Beitragspflicht 
1 Die Beitragspflicht für den Arbeitgeber und den Versicherten beginnt mit dem Tag 
der Aufnahme in die Pensionskasse und endet am Ende desjenigen Monats, für den 
zum letzten Mal vom Arbeitgeber der Lohn oder Lohnersatz (z. B. Unfall- oder Kran-
kentaggeld) ausgerichtet wird. Vorbehalten bleibt die Beitragsbefreiung gemäss Art. 
24 sowie die Verwaltungskostenbeträge gemäss Abs. 8 dieses Artikels. 
 
2 Die Beiträge des Versicherten werden durch den Arbeitgeber vom Lohn oder von 
Lohnersatzleistungen abgezogen und grundsätzlich monatlich, zusammen mit den 
Beiträgen des Arbeitgebers, der Pensionskasse überwiesen. 
 
3 Für nicht rechtzeitig bezahlte Beiträge können ab Fälligkeit Verzugszinsen erhoben 
werden. Der Verzugszinssatz liegt mindestens 1 Prozentpunkt über dem BVG-
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Mindestzinssatz. Zudem kann die Pensionskasse Verwaltungskosten für weitere aus-
serordentliche Aufwendungen erheben. 
 
4 Sind für einen angeschlossenen Arbeitgeber Beitragsausstände aus dem Vorjahr 
vorhanden, so ist eine Verwendung der Arbeitgeberbeitragsreserve für die Beitrags-
zahlung des aktuellen Jahres (oder für andere Leistungen im Rahmen des Stiftungs-
zwecks) erst möglich, nachdem die Beitragsausstände des Vorjahres vollständig be-
glichen wurden. 
 
5 Bei Teilinvalidität vermindert sich die Beitragspflicht auf den Teil des versicherten 
Jahreslohns, der infolge Erwerbstätigkeit weiter zu versichern ist. 
 
6 Während der arbeitsvertraglichen Lohnfortzahlung bzw. des Bezugs von Lohner-
satzleistungen (Taggeldleistungen aus Kranken- oder Unfallversicherung) sind die 
Beiträge des Versicherten und des Arbeitgebers auf dem letzten versicherten Jah-
reslohn weiterhin zu entrichten. Vorbehalten bleibt die Beitragsbefreiung gemäss 
Art. 24. 
 
7 Der Arbeitgeber erbringt die Arbeitgeberbeiträge aus eigenen Mitteln oder aus vor-
gängig hierfür geäufneten Arbeitgeberbeitragsreserven. 
 
8 Verwaltungskosten können für alle Destinatäre erhoben werden, solange sie in der 
Pensionskasse verwaltungstechnisch erfasst sind. 
 

 Höhe der Beiträge 
1 Zusammensetzung und Höhe der Beiträge werden im Vorsorgeplan festgelegt. Die 
Beiträge des Arbeitgebers sind mindestens gleich hoch wie die Summe der Beiträge 
aller versicherten Personen innerhalb des Vorsorgewerks. Der Arbeitgeber kann zu-
gunsten des Kollektivs der Versicherten einen höheren Beitragsanteil zu seinen Las-
ten übernehmen. 
 
2 Der Stiftungsrat kann zur Beseitigung einer Unterdeckung zusätzliche Beiträge er-
heben (vgl. Art. 56 Abs. 2). 
 

 Beitragsbefreiung 
1 Wird ein Versicherter arbeitsunfähig, so tritt nach Ablauf der Wartefrist gemäss 
Vorsorgeplan gemessen ab Beginn der Arbeitsunfähigkeit die Beitragsbefreiung ein. 
Die Beitragsbefreiung richtet sich nach dem Grad der Arbeitsunfähigkeit, wobei die 
Abstufung gemäss Abs. 4 sinngemäss Anwendung findet.  Die Bestimmungen von 
Art. 26a BVG gelten sinngemäss. Die Beitragsbefreiung wird während der Arbeitsun-
fähigkeit längstens aber während 24 Monaten gewährt. Der Anspruch besteht dar-
über hinaus, solange von der Kranken-, Unfall- oder Militärversicherung weiterhin 
Taggelder ausgerichtet werden. Ab Vorliegen eines ablehnenden IV-Entscheides 
(Datum der Verfügung) wird keine Beitragsbefreiung mehr gewährt. Der Anspruch 
endet spätestens mit dem Erreichen des ordentlichen Pensionierungsalters oder dem 
Tod des arbeitsunfähigen Versicherten. Während der Wartefrist sind die Beiträge 
durch den Arbeitgeber zu begleichen, solange das Arbeitsverhältnis nicht aufgelöst 
wurde. 
 
2 Mit dem Anspruch auf eine Invalidenrente der Pensionskasse werden der Invaliden-
rentner und der Arbeitgeber von der Beitragszahlung befreit. Die Beitragsbefreiung 
wird solange gewährt, wie die Invalidität besteht, längstens jedoch bis zum Erreichen 
des ordentlichen Pensionierungsalters oder dem Tod des Invalidenrentners. Die 
Höhe der Beitragsbefreiung von Invaliden richtet sich nach der Abstufung gemäss 
Abs. 4. Die Bestimmungen von Art. 26a BVG gelten sinngemäss. 
 
3 Die Höhe der Sparbeiträge, welche dem Alterskonto des arbeitsunfähigen Versi-
cherten oder Invalidenrentners gutgeschrieben werden, richten sich nach dem beim 
Eintritt der Arbeitsunfähigkeit, deren Ursache zur Invalidität geführt hat, versicherten 
Jahreslohn und gültigen Vorsorgeplan.  
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4 Bei teilweiser Invalidität eines Versicherten tritt eine teilweise Beitragsbefreiung 
ein. Eine Invalidität von weniger als 40% ergibt keinen Anspruch auf Beitragsbefrei-
ung. Bei einer Invalidität von mindestens 40% entspricht die Beitragsbefreiung dem 
Rentenanspruch gemäss Art. 38. Ab einer Invalidität von mindestens 70% wird die 
volle Beitragsbefreiung gewährt. 
 
 

 Altersgutschriften und Altersguthaben eines Versicherten  
1 Für jeden Versicherten wird ein individuelles Alterskonto geführt, aus dem das Al-
tersguthaben ersichtlich ist. 
 
2 Das Altersguthaben des Versicherten berechnet sich aus: 

a. den jährlichen Altersgutschriften; 

b. den eingebrachten Freizügigkeitsleistungen; 

c. allfälligen freiwilligen zusätzlichen Einlagen des Versicherten, des Arbeitgebers 
oder der Pensionskasse; 

d. den Umbuchungen des Altersguthabens infolge Teilpensionierung oder Invalidi-
tät; 

e. den Bezügen oder Rückzahlungen von Vorbezügen im Rahmen der Wohneigen-
tumsförderung; 

f. den zu leistenden oder erhaltenen Ausgleichszahlungen infolge Ehescheidung; 

g. den Zinsen. 
 
3 Der Vorsorgeplan kann Wahlpläne vorsehen. Die Höhe der jährlichen Altersgut-
schriften hängt in diesem Fall davon ab, für welchen Sparplan (Standard, Plus oder 
Extra) sich der Versicherte entscheidet. Die Höhe der Sparbeitragssätze für die 3 
Sparpläne wird im Vorsorgeplan festgehalten. Der Versicherte trifft bei Eintritt oder 
jeweils auf den 1. Januar die Wahl, in welchem Sparplan er versichert sein will. Trifft 
eine neu eingetretene Person ihre Wahl nicht rechtzeitig oder gar nicht, so ist der 
Plan Standard versichert. 
 
4 Eine Änderung des Sparplans ist jeweils bis Ende Februar und/oder August schrift-
lich mitzuteilen. 
 
5 Der Stiftungsrat bestimmt jährlich aufgrund der finanziellen Situation der Pensions-
kasse den definitiven Zinssatz für das ablaufende Kalenderjahr und den provisori-
schen Zinssatz für das kommende Kalenderjahr. Den per 31. Dezember des ablaufen-
den Kalenderjahres in der Pensionskasse versicherten Personen bzw. Invalidenrent-
nern wird der definitive Zins gutgeschrieben. Bei unterjährigen Ereignissen kommt 
der provisorische Zinssatz zur Anwendung. 
 
6 Sowohl der provisorische als auch der definitive Zinssatz können unter Berücksich-
tigung des gesetzlichen Mindestzinssatzes für das ganze Alterskonto festgelegt wer-
den. Der Stiftungsrat hat jedoch sowohl bei der provisorischen als auch bei der defi-
nitiven Verzinsung zudem die Möglichkeit, für das Altersguthaben gemäss BVG und 
das überobligatorische Altersguthaben verschiedene Zinssätze zu bestimmen. 
 
7 Weist ein Vorsorgewerk eine Unterdeckung aus, kann der Stiftungsrat für dieses 
Vorsorgewerk einen tieferen Zinssatz festlegen. Die gesetzliche Mindestverzinsung 
wird gewährleistet. Vorsorgewerke mit freien Mitteln können eine Zusatzverzinsung 
gewähren. Den entsprechenden Entscheid hat die Vorsorgekommission des jeweili-
gen Vorsorgewerks zu fällen.  
 
8 Die Altersgutschriften (Abs. 2 lit. a) werden im laufenden Kalenderjahr nicht ver-
zinst. Bei allen übrigen in Abs. 2 aufgeführten Gutschriften und Belastungen des Al-
tersguthabens (lit. b bis f) erfolgt die Verzinsung pro rata temporis. 
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 Altersguthaben eines Invalidenrentners   
1 Für Bezüger von Invalidenrenten wird das Alterskonto während der Dauer der In-
validität bis zum ordentlichen Pensionierungsalter weitergeführt. Das Alterskonto 
des Invalidenrentners besteht aus dem bis zum Eintritt der Invalidität erworbenen 
Altersguthaben gemäss Art. 25 samt Zinsen und den jährlichen Altersgutschriften 
gemäss Art. 25 samt Zinsen. Die Altersgutschriften werden dabei auf dem beim Ein-
tritt der Arbeitsunfähigkeit, deren Ursache zur Invalidität geführt hat, versicherten 
Jahreslohn berechnet. Das Altersguthaben eines Invalidenrentners wird gleich ver-
zinst wie das Altersguthaben eines Versicherten. 
 
2 Bei Teilinvalidität teilt die Pensionskasse das Alterskonto entsprechend dem Invali-
denrentenanspruch gemäss Art. 38 in einen passiven und einen aktiven Teil auf. Das 
dem passiven Teil entsprechende Altersguthaben wird wie für einen Invalidenrentner 
gemäss Abs. 1 dieses Artikels und das dem aktiven Teil entsprechende Altersgutha-
ben wie für einen aktiven Versicherten gemäss Art. 25 weitergeführt. 
 

 Einkauf von Vorsorgeleistungen   
1 Beim Eintritt muss ein Versicherter sämtliche Austrittsleistungen aus früheren Vor-
sorgeverhältnissen (inkl. Freizügigkeitskonten und/oder -policen) in die Pensions-
kasse einbringen. Der gesamte Betrag wird per Überweisungsdatum dem persönli-
chen Altersguthaben gutgeschrieben. Die Pensionskasse kann von der versicherten 
Person eine Bestätigung über die vollständige Überweisung sämtlicher Austrittsleis-
tungen verlangen. 
 
2 Vor Eintritt eines Vorsorgefalls kann ein Versicherter seine Altersleistungen verbes-
sern, indem er zusätzliche Einkaufssummen einzahlt. Ein Einkauf ist jedoch nur mög-
lich, sofern der Versicherte die Freizügigkeitsleistungen der Vorsorgeeinrichtungen 
der früheren Arbeitgeber sowie die Guthaben in Form von Freizügigkeitskonten oder 
-policen an die Pensionskasse überwiesen hat. Wurden Vorbezüge für Wohneigen-
tum getätigt, müssen diese vorbehältlich Abs. 7 dieses Artikels zuerst zurückbezahlt 
werden, bevor wieder freiwillige Einlagen eingebracht werden dürfen. Die maximale 
Einkaufssumme ergibt sich aus der Differenz zwischen dem effektiv vorhandenen 
und dem maximal möglichen Altersguthaben, berechnet auf der Basis des aktuellen 
versicherten Jahreslohns.  
 
3 Die Einkäufe und Rückzahlungen von Vorbezügen werden für den Einkauf bis zur 
maximal möglichen Einkaufssumme verwendet. Zudem sind folgende Bezüge des 
Versicherten anzurechnen, welche die maximale Einkaufssumme reduzieren: 
 
a. kapitalisierte Altersrente aus dieser oder einer anderen Pensionskasse; 

b. das Altersguthaben, dass ihm infolge ordentlicher oder ausserordentlicher Pensi-
onierung ausbezahlt wurde; 

c. ein allfälliges Guthaben der Säule 3a, soweit es die Grenze von Art. 60a Abs. 2 
BVV 2 übersteigt. 

 
4 Weitere Einschränkungen der Einkaufsmöglichkeiten durch das BVG (insbesondere 
für Personen, die aus dem Ausland zuziehen) und durch steuerrechtliche Vorschrif-
ten bleiben vorbehalten. Steuerrechtliche Vorschriften sind, insbesondere in diesem 
Zusammenhang, durch den Versicherten in Eigenverantwortung abzuklären. 
 
5 Mit einem Einkauf finanzierte Leistungen dürfen während 3 Jahren nach dem Ein-
kauf nicht in Kapitalform bezogen werden (vgl. z. B. Art. 35 Abs. 1). 
 
6 Die Sperrfrist gemäss Abs. 5 sowie die Einkaufsbeschränkungen gemäss Abs. 2 bis 
Abs. 4 gelten nicht für Wiedereinkäufe nach einer Ehescheidung. 
 
7 Die Rückzahlung eines Vorbezugs für Wohneigentumsförderung ist bis zur Pensio-
nierung, längstens jedoch bis zum Erreichen des ordentlichen Pensionierungsalters, 
zulässig. Nach Ablauf dieser Frist können freiwillige Einkäufe getätigt werden, soweit 
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sie zusammen mit den Vorbezügen die maximal mögliche Einkaufssumme nicht 
überschreiten. 
 
8 Der Arbeitgeber kann sich an einem Einkauf beteiligen. 
 

 Vorfinanzierung des vorzeitigen Rücktritts  
1 Der Versicherte hat die Möglichkeit, die Kürzung der Altersrente, welche beim vor-
zeitigen Rücktritt vor dem ordentlichen Pensionierungsalter entsteht, ganz oder teil-
weise auszukaufen. Zu diesem Zweck kann der Versicherte Einkäufe in ein individu-
elles «Sonder-Sparkonto Einkauf vorzeitige Pensionierung» tätigen. Diese Einkäufe 
kann der Versicherte jedoch nur tätigen, wenn allfällige Vorbezüge für Wohneigen-
tum bereits zurückbezahlt und keine Einkäufe gemäss Art. 27 mehr möglich sind. 
 
2 Das Sonder-Sparkonto Einkauf vorzeitige Pensionierung wird gleich verzinst wie 
das Altersguthaben (vgl. Art. 25 Abs. 5 bis Abs. 8). 
 
3 Ein Versicherter kann vor Eintritt eines Vorsorgefalls, spätestens aber bis 3 Monate 
vor dem vorzeitigen Rücktritt einen Einkauf in das Sonder-Sparkonto Einkauf vorzei-
tige Pensionierung leisten. Die jeweilige maximale Einkaufssumme ist so festgelegt, 
dass die sich aus dem «Sonder-Sparkonto Einkauf vorzeitige Pensionierung» erge-
bende erhöhte Altersrente maximal 105% der im reglementarischen Rücktrittsalter 
modellmässig berechneten Rente gemäss Vorsorgeplan beträgt. 
 
4 Übersteigt das Guthaben auf dem Alterskonto den reglementarischen Maximalbe-
trag wird der übersteigende Teil von der maximal möglichen Einkaufssumme gemäss 
Abs. 3 in Abzug gebracht. 
 
5 Hat sich ein Versicherter für die Kürzung der Altersrente ganz oder teilweise aus-
gekauft und entscheidet er sich, über das für die Berechnung massgebende Pensio-
nierungsalter weiterzuarbeiten, so darf die voraussichtliche Rente 105% der modell-
mässig berechneten Rente gemäss Abs. 3 nicht übersteigen. Falls doch, treten fol-
gende Massnahmen in Kraft:  
 
a. Der Arbeitnehmer sowie der Arbeitgeber leisten keine Beiträge mehr, mit Aus-

nahme von Sanierungsbeiträgen; 

b. Der zu diesem Zeitpunkt gültige Umwandlungssatz wird eingefroren. Bei defini-
tiver Beendigung des Arbeitsverhältnisses wird die fällige Altersrente mit die-
sem eingefrorenen Umwandlungssatz bestimmt. 

c. Lohnerhöhungen ab diesem Zeitpunkt werden für die Berechnung der 5%-
Grenze nicht berücksichtigt.  

d. Sämtliche Konten werden nicht mehr verzinst. 
 

 
Vorfinanzierung 
 
 
Verzinsung  
 
 
Maximal mögliche 
Einkaufssumme  
 
 
Voraussetzung  
 
 
 
 
Verwendung des 
Guthabens  

 Vorfinanzierung AHV-Überbrückungsrente   
1 Für die Vorfinanzierung der AHV-Überbrückungsrente gemäss Art. 36 wird für jeden 
Versicherten ein Sonder-Sparkonto „AHV-Überbrückungsrente“ geführt. 
 
2 Das Sonder-Sparkonto AHV-Überbrückungsrente wird gleich verzinst wie das Al-
tersguthaben (vgl. Art. 25 Abs. 5 bis Abs. 8). 
 
3 Der maximal mögliche Einkauf in das Sonder-Sparkonto Einkauf AHV-Überbrü-
ckungsrente ergibt sich aus der Tabelle in Anhang A3. 
 

 Verwendung des Guthabens auf den Sonder-Sparkonti   
1 Das Guthaben auf den Sonder-Sparkonti Einkauf vorzeitige Pensionierung und Ein-
kauf AHV-Überbrückungsrente wird bei Pensionierung, bei Tod oder bei Austritt des 
Versicherten fällig. Für Invalidenrentner entsteht der Anspruch auf das Guthaben auf 
den Sonder-Sparkonti bei Erreichen des ordentlichen Pensionierungsalters. 
 
2 Das Guthaben auf den Sonder-Sparkonti wird wie folgt verwendet: 
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Aufschub der Pen-
sionierung  
 
 
 
Beitragshöhe  
 
 
 
Leistungen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Voraussetzung 
Leistungspflicht  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beginn und Ende 
Anspruch  
 
 

a. Im Fall des Austritts des Versicherten wird das Guthaben als Austrittsleistung 
ausbezahlt. Es gelten dabei die Bestimmungen gemäss Art. 45 bis Art. 47. 

b. Bei der Pensionierung kann der Versicherte mit dem Guthaben eine lebensläng-
liche Altersrente einkaufen. Die Höhe der Altersrente ergibt sich dabei aus der 
Multiplikation des im Zeitpunkt der Pensionierung vorhandenen Guthabens mit 
dem in diesem Zeitpunkt gültigen Umwandlungssatz. Er kann das Guthaben 
aber auch in Kapitalform beziehen. Ausgenommen vom Bezug in Kapitalform 
sind Leistungen gemäss Art. 29. Für die Auszahlung gelten die Bestimmungen 
in Art. 35 sinngemäss. 

c. Im Todesfall wird das Guthaben ausbezahlt. Für den Anspruch und die Auszah-
lung gelten die Bestimmungen gemäss Art. 44 sinngemäss. 

 
 Aufgeschobener Rücktritt 

1 Setzt der Versicherte das Arbeitsverhältnis über das ordentliche Pensionierungsal-
ter hinaus fort, kann er mit dem Einverständnis des Arbeitgebers die Ausrichtung 
seiner Altersleistung bis zum effektiven Altersrücktritt aufschieben, längstens jedoch 
bis zur Vollendung des 70. Geburtstags (vgl. Art. 21 Abs. 1). 
 
2 Die Beiträge richten sich nach Art. 23. 
 
 

 Übersicht über die Leistungen  
1 Die Pensionskasse erbringt die folgenden Leistungen:  
 
a. Altersrente und Kapitalauszahlung (Art. 33 bis Art. 35) 

b. Überbrückungsrente (Art. 36) 

c. Pensionierten-Kinderrente (Art. 37) 

d. Invalidenrente (Art. 38) 

e. Invaliden-Kinderrente (Art. 39) 

f. Beitragsbefreiung  (Art. 24) 

g. Ehegattenrente / eingetragene Partnerschaft (Art. 40) 

h. Lebenspartnerrente (Art. 41) 

i. Rente für gesch. Ehegatten/aufgelöste eingetragene Partnerschaft (Art. 42) 

j. Waisenrente (Art. 43) 

k. Todesfallkapital (Art. 44) 

l. Austrittsleistung (Art. 45 bis Art. 47) 
 
2 Die Pensionskasse wird unter den in diesem Reglement vorgesehenen Vorausset-
zungen leistungspflichtig, wenn der Vorsorgefall Alter, Invalidität oder Tod während 
der Dauer des Versicherungsschutzes eintritt oder ein Austritt stattfindet. Bei Invali-
ditätsleistungen ist massgebend, ob die versicherte Person beim Eintritt der Arbeits-
unfähigkeit, deren Ursache zur Invalidität geführt hat, bei der Pensionskasse versi-
chert war. Bei Hinterlassenenleistungen ist massgebend, ob die Person im Zeitpunkt 
des Todes oder des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit, deren Ursache zum Tod geführt 
hat, bei der Pensionskasse versichert war. Liegen andere Tatbestände vor, die nach 
BVG eine Leistungspflicht der Pensionskasse auslösen, beschränkt sich diese auf die 
Mindestleistungen gemäss BVG. 
 

 Altersrente  
1 Der Anspruch auf die ordentliche Altersrente beginnt am Monatsersten nach Errei-
chen des ordentlichen Pensionierungsalters. Der Anspruch auf die Altersrente er-
lischt am Ende des Monats, in dessen Verlauf der Altersrentner stirbt. 
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Vorzeitige Pensio-
nierung  
 
 
 
 
Aufschub ordentli-
che Pensionierung  
 
 
 
 
 
 
Höhe der Altersrente  
 
 
 
Umwandlungssatz 
 
 
 
 
Rücktrittsalter bei 
Invalidität  
 
 
 
 
 
 
Teilpensionierung  
 
 
 
 
 
 
 
 
Reduzierte Weiterver-
sicherung 
 
Teilpensionierungs-
schritte  
 
 
 
 
Zeitspanne  
 
 
Reduktion Beschäfti-
gungsgrad 
 
Weiterversicherung 
Jahreslohn nach Teil-
pensionierung 
 
Bezug in Kapitalform  
 

2 Beendet ein Versicherter das Arbeitsverhältnis vor dem ordentlichen Pensionie-
rungsalter, so kann der Versicherte die vorzeitige Pensionierung verlangen. Die vor-
zeitige Pensionierung ist frühestens ab Monatserstem nach Vollendung des 58. Al-
tersjahrs möglich. Wird die vorzeitige Pensionierung nicht verlangt, entsteht der An-
spruch auf die Austrittsleistung gemäss Art. 45 bis Art. 47. 
 
3 Setzt der Versicherte das Arbeitsverhältnis über das ordentliche Pensionierungsal-
ter hinaus fort, kann er die Ausrichtung seiner Altersrente bis zum effektiven Alters-
rücktritt aufschieben, längstens jedoch bis zur Vollendung des 70. Altersjahrs. Bei 
einem Aufschub der ordentlichen Pensionierung kann ein Anspruch auf Invaliden-
rente nicht mehr entstehen. Für die Bemessung der Hinterlassenenleistungen gilt der 
Versicherte ab Erreichen des ordentlichen Pensionierungsalters als Altersrentenbe-
züger. 
 
4 Die Höhe der Altersrente ergibt sich aus der Multiplikation des im Zeitpunkt der 
Pensionierung vorhandenen Altersguthabens mit dem reglementarisch festgelegten 
Umwandlungssatz. 
 
5 Die Umwandlungssätze werden vom Stiftungsrat festgelegt. Er kann einen Um-
wandlungssatz für das ganze Altersguthaben festlegen. Er hat jedoch auch die Mög-
lichkeit, für das Altersguthaben gemäss BVG und das überobligatorische Altersgut-
haben verschiedene Umwandlungssätze zu bestimmen. 
 
6 Erreicht ein Invalidenrentner das ordentliche Pensionierungsalter, wird die Invali-
denrente ab dem Monatsersten des Folgemonats durch eine Altersrente ersetzt. Die 
Höhe der Altersrente ergibt sich aus der Multiplikation des im Zeitpunkt des ordentli-
chen Pensionierungsalters vorhandenen Altersguthabens gemäss Art. 25 bzw. Art. 
26 mit dem in diesem Zeitpunkt gültigen Umwandlungssatzes. Die Höhe der Alters-
rente entspricht mindestens der Höhe der Invalidenrente gemäss BVG. 
 

 Teilpensionierung  
1 Reduziert der Versicherte, im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber, ab dem frühesten 
möglichen Pensionierungsalter seinen Beschäftigungsgrad um mindestens 20% des 
ursprünglichen Arbeitspensums, kann er eine Teilpensionierung verlangen. Für die 
Leistungen gelangen die Bestimmungen gemäss Art. 33 und Art. 35 sinngemäss zur 
Anwendung. Massgebend für die Bestimmung der Leistungen ist der Teil des Al-
tersguthabens, der dem Teilpensionierungsgrad entspricht. Der Versicherte gilt im 
Umfang des Leistungsbezuges als Altersrentner. Für den verbleibenden Teil gilt der 
Versicherte weiterhin als aktiver Versicherter. 
 
2 Der dem reduzierten Arbeitsverhältnis entsprechende Teil des Altersguthabens 
wird gemäss Art. 25 weitergeführt. 
 
3 Eine Teilpensionierung kann höchstens in 3 Schritten erfolgen, wobei der 3. Schritt 
der Vollständigen Pensionierung entspricht und das Arbeitsverhältnis pro Schritt um 
mindestens 20% des ursprünglichen Arbeitspensums reduziert werden muss. Das 
weiter bestehende Arbeitsverhältnis darf jedoch keinesfalls weniger als 20% eines 
Vollzeitpensums ausmachen. 
 
4 Zwischen zwei Pensionierungsschritten muss eine Zeitspanne von mindestens ei-
nem Jahr liegen. 
 
5 Eine Teilpensionierung geht mit einer entsprechenden Reduktion des Beschäfti-
gungsgrades und dem Jahreslohn einher. 
 
6 Verlangt der Versicherte die Teilpensionierung, kann er nicht von der Weiterversi-
cherung des bisher versicherten Jahreslohnes gemäss Art. 17 Gebrauch machen. 
 

 Kapitalauszahlung  
1 Der Versicherte kann bei der Pensionierung an Stelle der Altersrente sein gesamtes 
Altersguthaben oder einen frei wählbaren Teil davon in Kapitalform beziehen. Die 
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Frist Antrag Kapital-
bezug 
 
 
 
Bei Kündigung durch 
den Arbeitgeber  
 
 
 
Zustimmung des Ehe-
gatten 
 
 
 
Kapitalbezug bei Inva-
lidenrente  
 
 
Abgeltung reglemen-
tarischen Ansprüche  
 
Anwartschaften bei 
Teilkapitalbezug  
 
 
 
Voraussetzung  
 
 
 
Rentendauer  
 
 
 
Höhe  
 
 
Vorfinanzierung  
Sonder-Sparkonto  
 
 
 
 
Rentenanpassung 
 
 
 
Beginn Anspruch  
 
 
Ende Anspruch  
 
 
Höhe (Vorsorgeplan) 
 
 

Beschränkungen von Art. 27 Abs. 5 gelten dabei sinngemäss. Bei einem Teilbezug 
des Altersguthabens in Kapitalform werden das Altersguthaben gemäss BVG und 
das überobligatorische Altersguthaben proportional belastet. 
 
2 Eine entsprechende schriftliche Erklärung muss mindestens 1 Monate vor der Pen-
sionierung abgegeben werden und ist ab diesem Zeitpunkt unwiderruflich. Eine frü-
her abgegebene Erklärung kann bis zu diesem Zeitpunkt schriftlich widerrufen wer-
den. 
 
3 Erfolgt die vorzeitige Pensionierung aufgrund einer Kündigung durch den Arbeit-
geber und ist keine schriftliche Erklärung vorhanden, so wird die Kapitalabfindung 
trotzdem gewährt, wenn innerhalb der Kündigungsfrist eine solche Erklärung abge-
geben wird. 
 
4 Die schriftliche Erklärung eines verheirateten Versicherten ist nur gültig, wenn sie 
vom Ehegatten mitunterzeichnet ist. Die Unterschrift ist auf Kosten des Versicherten 
amtlich beglaubigen zu lassen. Der unverheiratete Versicherte hat auf Verlangen der 
Pensionskasse zudem den Zivilstand auf seine Kosten amtlich beglaubigen zu lassen. 
 
5 Wird unmittelbar vor der Pensionierung eine Invalidenrente ausgerichtet, ist der 
Kapitalbezug nur noch für den überobligatorische Anteil möglich. 
 
 
6 Mit dem Bezug des vorhandenen Altersguthabens in Kapitalform sind alle regle-
mentarischen Ansprüche abgegolten. 
 
7 Wird nur ein Teil des Altersguthabens in Kapitalform, im Übrigen aber eine Alters-
rente bezogen, bemessen sich die versicherten anwartschaftlichen Leistungen an der 
gekürzten Altersrente. 
 

 AHV-Überbrückungsrente  
1 Bei einer vorzeitigen Pensionierung kann der Versicherte eine Überbrückungsrente 
beziehen, sofern er noch keinen Anspruch auf eine Rente der AHV hat und sofern er 
die AHV-Überbrückungsrente gemäss Art. 36 selbst vorfinanziert hat. 
 
2 Die Überbrückungsrente beginnt ab dem Datum des Altersrücktritts und endet mit 
dem Erreichen des ordentlichen AHV-Rentenalters, spätestens am Ende des Monats, 
in dessen Verlauf der Altersrentenbezüger stirbt. 
 
3 Die Höhe der maximalen AHV-Überbrückungsrente entspricht beim Start des Be-
zugs der Höhe der maximalen AHV-Altersrente.  
 
4 Die AHV-Überbrückungsrente wird mit dem durch die versicherte Person dafür ge-
äufneten Sparkapital des Sonder-Sparkontos „AHV-Überbrückungsrente“ gemäss 
Art. 29 finanziert. Die Höhe der monatlich ausgerichteten AHV-Überbrückungsrente 
entspricht dem vorhandenen Sparkapital dividiert durch die Anzahl Monate bis zum 
Erreichen des ordentlichen AHV-Alters. 
 
5 Die Überbrückungsrente wird bei einer allfälligen Erhöhung der AHV-Altersrente 
nicht erhöht. 
 

 Pensionierten-Kinderrente  
1 Hat ein Altersrentner Kinder, die bei seinem Tod Anspruch auf eine Waisenrente 
gemäss Art. 43 hätten, so besteht ein Anspruch auf eine Pensionierten-Kinderrente. 
 
2 Der Anspruch erlischt mit dem Tod des Altersrentners; spätestens aber, wenn der 
Anspruch auf eine Waisenrente entfallen würde. 
 
3 Die Höhe der Pensionierten-Kinderrente wird im Vorsorgeplan festgelegt. 
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Maximale Höhe  
 
 
 
Definition Invalidität 
 
 
 
 
 
 
 
 
Invalidität nach Start 
Bezug Altersleistung 
 
 
Ausschluss von Leistun-
gen 
Neue Rentenabstufung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Alte Rentenabstufung 
 
 
 
 
 
Übergangsbestimmun-
gen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Änderung des Invalidi-
tätsgrades 
 
 

4 Die Höhe der Pensionierten-Kinderrente ist limitiert auf die vierfache Pensionierten-
Kinderrente gem. BVG. 
 

 Invalidenrente 
1 Der Versicherte, der von der IV als invalid anerkannt wird, gilt auch bei der Pensi-
onskasse ab demselben Datum und im selben Ausmass als invalid, sofern er bei Ein-
tritt der Arbeitsunfähigkeit, deren Ursache zur Invalidität geführt hat, in der Pensi-
onskasse versichert war. Für überobligatorische Invalidenleistungen kann der Stif-
tungsrat jedoch von der Beurteilung der IV zu Gunsten oder zu Ungunsten des Ver-
sicherten abweichen. Er entscheidet dabei auf Grund eines vertrauensärztlichen Gut-
achtens über das Vorliegen von Invalidität und gegebenenfalls über die Höhe des 
Invaliditätsgrads. 
 
2 Eine versicherte Person, die Altersleistungen bezieht, die vor dem Anspruch auf 
Invaliditätsleistungen zu laufen begonnen haben, wird nicht mehr als invalid aner-
kannt. 
 
3 Ein Invaliditätsgrad unter 40% ergibt in keinem Fall Anspruch auf Leistungen.  
 
4 Die Höhe des Rentenanspruchs wird in Prozenten einer ganzen Invalidenrente fest-
gelegt. Für Rentenansprüche, die ab 1. Januar 2022 neu entstehen, wird folgende 
(neue) Rentenabstufung angewendet: 
a. Bei einem lnvaliditätsgrad von mindestens 70% besteht Anspruch auf eine ganze 

Invalidenrente; 
b. Bei einem lnvaliditätsgrad von 50% bis 69% entspricht der Anspruch auf eine 

Invalidenrente dem lnvaliditätsgrad; 
c. Bei einem lnvaliditätsgrad von 40% bis 49% gilt eine Abstufung des Rentenan-

teils von 25% bis 47.5%, wonach jeder Prozentpunkt lnvaliditätsgrad 2.5 Prozent-
punkten des Anspruchs auf eine Invalidenrente entspricht. 

 
5 Für Rentenansprüche, die vor dem 1. Januar 2022 entstanden sind, gilt in Abwei-
chung zu Absatz 4 lit. b und c folgende Rentenabstufung (alte Rentenabstufung): 
a. Eine Viertelrente bei einem lnvaliditätsgrad von mindestens 40%; 
b. Eine halbe Rente bei einem lnvaliditätsgrad von mindestens 50%; 
c. Eine Dreiviertelrente bei einem lnvaliditätsgrad von mindestens 60%. 
 
6  Hinsichtlich des Systems der Rentenabstufung gelten folgende Übergangsbe-
stimmungen:  
a. Bei versicherten Personen, deren Rentenanspruch vor dem 1. Januar 2022 ent-

standen ist und die per 1. Januar 2022 das 55. Altersjahr bereits vollendet ha-
ben, bleibt die alte Rentenabstufung gemäss Abs. 5 bestehen. 

b. Die Rentenansprüche gemäss Abs. 5 werden in die neue Rentenabstufung ge-
mäss Abs. 4 überführt, wenn sich bei der versicherten Person im Rahmen einer 
Rentenrevision der lnvaliditätsgrad um mindestens 5 Prozentpunkte ändert 
und sie per 1. Januar 2022 das 55. Altersjahr noch nicht vollendet hat. Der bis-
herige Rentenanspruch bleibt jedoch auch nach einer Änderung des lnvalidi-
tätsgrades bestehen, sofern die Anwendung der neuen Rentenabstufung nach 
Abs. 4 zur Folge hat, dass der Rentenanspruch bei einer Erhöhung des lnvalidi-
tätsgrades sinkt oder bei einem Sinken des lnvaliditätsgrades ansteigt. 

c. Auf vor dem 1. Januar 2022 entstandene Rentenansprüche von versicherten 
Personen, welche per 1. Januar 2022 das 30. Altersjahr noch nicht vollendet ha-
ben, wird die neue Rentenabstufung gemäss Abs. 4 spätestens am 1. Januar 
2032 angewendet. Falls hierbei der Rentenbetrag im Vergleich zum bisherigen 
Rentenbetrag sinkt, wird der versicherten Person der bisherige Betrag weiter-
hin solange ausgerichtet. bis sich der lnvaliditätsgrad mindestens um 5 Pro-
zentpunkte ändert. 

 
7 Entsteht infolge Änderung des Invaliditätsgrades ein anderer Rentenanspruch, so 
werden die Invaliditätsleistungen entsprechend angepasst. Vorbehalten bleibt Art. 
26a BVG. Bei einer Reduktion oder Aufhebung des Rentenanspruchs entsteht ein 
Anspruch auf die Austrittsleistung gemäss Art. 45 bis Art. 47. Die Berechnung der 
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Kürzung Invalidenrente 
gemäss Art. 26a BVG 
 
 
 
Voraussetzung und Be-
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Ende des Rentenan-
spruchs  
 
 
 
Rentenhöhe  
 
 
 
Geburtsgebrechen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beginn Anspruch 
 
 
Ende Anspruch  
 
 
 
Höhe 
 
 
Voraussetzung  
 
 
Beginn der Rente 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Austrittsleistung erfolgt zum Zeitpunkt der Reduktion oder Aufhebung des Renten-
anspruches bzw. nach Ablauf der provisorischen Weiterversicherung nach Art. 26a 
BVG. 
 
8 Im Fall einer provisorischen Weiterversicherung und Aufrechterhaltung des Leis-
tungsanspruchs gemäss Art. 26a BVG kürzt die Pensionskasse die Invalidenrente ent-
sprechend dem verminderten Invaliditätsgrad, soweit die Kürzung durch ein Zusatz-
einkommen des Versicherten ausgeglichen wird. 
 
9 Der Anspruch auf eine Invalidenrente der Pensionskasse entsteht mit dem Anspruch 
auf eine Rente der IV. Die Pensionskasse beginnt die Rentenzahlung nach Ablauf der 
Wartefrist gemäss Vorsorgeplan, frühestens am Anfang des Monats, in dessen Ver-
lauf die arbeitsvertragliche Lohnfortzahlung oder Lohnersatzleistung (Taggeldleis-
tung aus Kranken-, Militär- oder Unfallversicherung) entfällt. Dieser Aufschub der 
Rentenzahlung ist jedoch nur möglich, wenn die Lohnfortzahlung oder die Lohner-
satzzahlung mindestens 80% des entgangenen Lohns beträgt und die Finanzierung 
der Taggeldversicherung mindestens zur Hälfte durch den Arbeitgeber erfolgt ist. 
 
10 Der Anspruch auf die Invalidenrente erlischt, wenn der Invaliditätsgrad unter 40% 
fällt, der Invalidenrentner stirbt oder das ordentliche Pensionierungsalter erreicht. 
Vorbehalten bleibt Art. 26a BVG. Nach Erreichen des ordentlichen Pensionierungs-
alters wird die Invalidenrente durch die Altersrente gemäss Art. 33 Abs. 6 abgelöst. 
 
11 Die Höhe der jährlichen Invalidenrente bei voller Invalidität wird im Vorsorgeplan 
festgelegt. Relevant für die Berechnung ist der versicherte Jahreslohn, der beim Ein-
tritt der Arbeitsunfähigkeit, deren Ursache zur Invalidität geführt hat, versichert war. 
 
12 Ist eine Person bei Beginn der Versicherung in der Pensionskasse infolge eines Ge-
burtsgebrechens oder einer im minderjährigen Alter eingetretenen Invalidität zu min-
destens 20% aber weniger als 40% arbeitsunfähig, besteht bezogen auf diese Ursa-
chen für die Arbeitsunfähigkeit nur dann ein Anspruch auf Invalidenleistungen, wenn 
die Arbeitsunfähigkeit während der Versicherungszeit auf über 40% angestiegen ist 
und die Person zu mindestens 40% versichert war. Bei Invalidität infolge Geburtsge-
brechen und bei minderjährigen Invaliden werden höchstens die Leistungen gemäss 
BVG ausgerichtet. 
 

 Invaliden-Kinderrente  
1 Hat ein Invalidenrentner Kinder, die bei seinem Tod Anspruch auf eine Waisenrente 
gemäss Art. 43 hätten, so besteht ein Anspruch auf eine Invaliden-Kinderrente. 
 
2 Die Invaliden-Kinderrente wird vom selben Zeitpunkt an ausgerichtet wie die Inva-
lidenrente. Der Anspruch erlischt, wenn die Invalidenrente wegfällt; spätestens aber 
wenn der Anspruch auf eine Waisenrente entfallen würde. 
 
3 Die Höhe der jährlichen Invaliden-Kinderrente wird im Vorsorgeplan festgelegt. 
 

 Ehegattenrente / eingetragene Partnerschaft  
1 Stirbt ein Versicherter, Alters- oder Invalidenrentner, so hat sein überlebender Ehe-
gatte Anspruch auf eine Ehegattenrente. 
 
2 Der Anspruch auf eine Ehegattenrente beginnt am ersten Tag desjenigen Monats, 
für den die arbeitsvertragliche Lohnfortzahlung oder Lohnersatzleistung des Arbeit-
gebers bzw. die Alters- oder Invalidenrente der Pensionskasse entfällt. Heiratet der 
überlebende Ehegatte wieder, erlischt der Anspruch auf eine Ehegattenrente am 
Ende des Monats, in dessen Verlauf der überlebende Ehegatte wieder heiratet. Er 
erhält eine einmalige Abfindung in Höhe des 3-fachen Betrags der jährlichen Ehegat-
tenrente, maximal das Deckungskapital der laufenden Rente. Der Anspruch auf Ehe-
gattenrente erlischt spätestens am Ende des Monats, in dessen Verlauf der überle-
bende Ehegatte stirbt. 
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Unterhalt für gemeinsa-
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3 Ist der überlebende Ehegatte mehr als 10 Jahre jünger als der verstorbene Versi-
cherte oder der Alters- oder Invalidenrentner, so wird die Ehegattenrente gekürzt. 
Die Reduktion beträgt für jedes ganze und für jedes angebrochene Jahr, um das der 
überlebende Ehegatte mehr als 10 Jahre jünger ist als der Verstorbene, 5% des vollen 
Rentenbetrags. Die Ehegattenrente gemäss BVG wird gewahrt. 
 
4 Die Höhe der jährliche Ehegattenrente beim Tod eines Versicherten oder eines In-
validenrentners wird im Vorsorgeplan festgelegt. Beim Tod eines Altersrentners ent-
spricht die Ehegattenrente 60% der zuletzt bezogenen Rente. Rentenanteile, die 
dem Altersrentner im Rahmen eines Vorsorgeausgleichs zugesprochen worden sind, 
gehören nicht zur zuletzt ausgerichteten Altersrente. 
 
5 Erfolgt die Eheschliessung erst nach dem ordentlichen Pensionierungsalter des Ver-
sicherten, Alters- oder Invalidenrentners, wird die Ehegattenrente gekürzt. In diesem 
Fall entspricht sie der Ehegattenrente gemäss BVG. 
 
6 Der überlebende Ehegatte kann die Ehegattenrente in Kapitalform beziehen. Der 
zur Auszahlung gelangende Kapitalbetrag entspricht dem vorhandenen Sparkapital. 
In jedem Fall werden bereits bezogene Ehegattenrenten vom Kapitalbetrag in Abzug 
gebracht. Der überlebende Ehegatte hat den Kapitalbezug schriftlich anzumelden. 
Mit dem vollen Kapitalbezug sind sämtliche Ansprüche gegenüber der Pensionskasse 
abgegolten. Der überlebende Ehegatte kann den Teil der Ehegattenrente, welchen 
er in Kapitalform bezieht, frei wählen. Die obigen Bestimmungen zum Kapitalbezug 
gelten in diesem Fall sinngemäss. 
 

 Lebenspartnerrente  
1 Stirbt ein Versicherter, Alters- oder Invalidenrentner, so ist sein überlebender Le-
benspartner dem Ehegatten gleichgestellt und erhält die gleichen Leistungen wie der 
Ehegatte gemäss Art. 40, sofern zum Zeitpunkt des Todes des Versicherten, Alters- 
oder Invalidenrentners die folgenden Bedingungen kumulativ erfüllt sind: 
 
a. Der überlebende Lebenspartner hat mit dem Versicherten, Alters- oder Invali-

denrentner mindestens 5 Jahre bis zu dessen Tod, nachweisbar ununterbrochen 
unverheiratet, in einer ständigen ungeteilten Wohngemeinschaft sowie an einem 
festen gemeinsamen Wohnort in einer Lebensgemeinschaft zusammengelebt.  

b. Zwischen dem überlebenden Lebenspartner und dem Versicherten, Alters- oder 
Invalidenrentner bestanden weder Ehehindernisse noch Hindernisse für die Ein-
tragung einer Partnerschaft gemäss PartG (insbesondere Verwandtschaft, vgl. 
Art. 95 ZGB).  

c. Der überlebende Lebenspartner bezieht weder Hinterlassenenleistungen aus 
beruflicher Vorsorge noch steht ihm ein anderweitiger Anspruch auf derartige 
Renten aus in- oder ausländischen Vorsorgeeinrichtungen zu.  

d. Sowohl der überlebende Lebenspartner als auch der verstorbene Versicherte, 
Alters- oder Invalidenrentner waren im Zeitpunkt des Todes des Versicherten, 
Alters- oder Invalidenrentners weder verheiratet noch in eingetragener Partner-
schaft gemäss PartG (Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleich-
geschlechtlicher Paare). 

e. Die Anmeldung der Lebensgemeinschaft, welche durch beide Partner zu unter-
zeichnen ist, wurde bei der Pensionskasse zu Lebzeiten der beiden Partner ein-
gereicht. Der Versicherte, Alters- oder Invalidenrentner hat eine allfällige Auflö-
sung der Lebensgemeinschaft der Pensionskasse umgehend schriftlich zu mel-
den. Die Pensionskasse bestätigt dem Versicherten, Alters- oder Invalidenrent-
ner den Eingang der Unterlagen. Sie überprüft im Leistungsfall, ob die An-
spruchsvoraussetzungen gemäss den eingereichten Unterlagen gegeben sind.  

 
2 Personen, die im Zeitpunkt des Todes des Versicherten, Alters- oder Invalidenrent-
ners für den Unterhalt mindestens eines gemeinsamen Kindes aufkommen müssen 
und der Pensionskasse durch den Versicherten, Alters- oder Invalidenrentner vor 
dem Tod schriftlich gemeldet wurden, sind dem überlebenden Lebenspartner 



 
 

Finanzierung und Leistungen 
 

Alvoso Pensionskasse Vorsorgereglement   21/38 

 
 
 
 
 
Lebenspartner von 
Altersrentner  
 
 
Anspruch für mehr als 
eine Person  
 
 
 
 
 
 
Mindestleistungen ge-
mäss BVG 
 
 
Frist für Geltendma-
chung des Anspruchs 
 
 
 
 
 
 
Voraussetzung 
 
 
 
 
 
 
Rentenhöhe  
 
 
 
 
 
 
Beginn und Ende 
Anspruch  
 
 
 
 
 
 
 
Voraussetzung 
 
 
 
 
 
 
 

gemäss Abs. 1 gleichgestellt, sofern die Voraussetzungen gemäss Abs. 1 Buchstabe 
b. bis d. kumulativ erfüllt sind. Die Anmeldung muss sowohl vom Versicherten, Alters- 
oder Invalidenrentner als auch von der berechtigten Person unterzeichnet und vor 
dem Tod bei der Pensionskasse eingereicht worden sein. 
 
3 Für Lebenspartner von Altersrentnern besteht kein Anspruch auf Leistungen, sofern 
nicht bereits vor dem ordentlichen Rücktrittsalter des Versicherten die Anspruchs-
voraussetzungen gemäss Abs. 1 erfüllt waren. 
 
4 Wenn die Anspruchsvoraussetzungen gemäss Abs. 2 jeweils für mehr als eine Per-
son erfüllt sind, besteht der Anspruch gemäss Abs. 2 für jede Person, jedoch maximal 
in der Höhe der Ehegattenrente, welche sich nach den Bestimmungen für die Min-
destleistungen gemäss BVG ergeben. Sind neben den Personen gemäss Abs. 1 auch 
Personen gemäss Abs. 2 anspruchsberechtigt, besteht der Anspruch für alle Perso-
nen maximal in der Höhe der Ehegattenrente nach den Bestimmungen für die Min-
destleistungen gemäss BVG. 
 
5 Der überlebende Lebenspartner hat keinen Anspruch auf die sich für Ehegatten er-
gebenden Mindestleistungen gemäss BVG. Die Lebenspartnerrente kann, im Gegen-
satz zur Ehegattenrente, nicht in Kapitalform bezogen werden. 
 
6 Der Anspruch muss innerhalb von 90 Tagen nach dem Tod des Versicherten, Alters- 
oder Invalidenrentners von der berechtigten Person schriftlich bei der Pensionskasse 
unter Nachweis der Voraussetzungen gemäss Abs. 1 oder 2 geltend gemacht werden. 
Wird der Anspruch nicht innerhalb dieser Frist geltend gemacht oder wird der Nach-
weis der erforderlichen Voraussetzungen nicht innerhalb dieser Frist erbracht, ver-
wirkt der Anspruch. 
 

 Rente für geschiedene Ehegatten / aufgelöste eingetragene Partnerschaft  
1 Stirbt ein Versicherter, Alters- oder Invalidenrentner, hat der überlebende geschie-
dene Ehegatte unter den gleichen Voraussetzungen wie der Ehegatte Anspruch auf 
eine Rente, sofern die Ehe mindestens 10 Jahre dauerte und dem geschiedenen Ehe-
gatten im Scheidungsurteil eine Rente nach Art. 124e Abs. 1 ZGB oder Art. 126 Abs. 1 
ZGB bzw. Art. 34 Abs. 2 und Abs. 3 PartG zugesprochen wurde. Vorbehalten bleibt 
die Übergangsbestimmung zur Änderung vom 10. Juni 2016 der BVV 2. 
 
2 Die Rente des geschiedenen Ehegatten entspricht der Höhe der Mindestleistung 
gemäss BVG. Sie wird jedoch um jenen Betrag gekürzt, um den sie zusammen mit 
den Hinterlassenenleistungen der AHV den Anspruch aus dem Scheidungsurteil 
übersteigt. Hinterlassenenrenten der AHV werden dabei nur so weit angerechnet, als 
sie höher sind als ein eigener Anspruch auf eine Invalidenrente der IV oder eine Al-
tersrente der AHV. 
 
3 Der Anspruch auf eine geschiedene Ehegattenrente beginnt am ersten Tag desje-
nigen Monats, für den die arbeitsvertragliche Lohnfortzahlung oder Lohnersatzleis-
tung des Arbeitgebers bzw. die Alters- oder Invalidenrente der Pensionskasse ent-
fällt. Die Rente für den geschiedenen Ehegatten erlischt am Ende des Monats, in des-
sen Verlauf er eine neue Ehe eingeht oder stirbt. Der Anspruch besteht längstens, 
solange die im Scheidungsurteil zugesprochene Rente (vgl. Abs. 1) geschuldet ge-
wesen wäre. 
 

 Waisenrente 
1 Stirbt ein Versicherter, Alters- oder Invalidenrentner, so hat jedes seiner Kinder am 
ersten Tag desjenigen Monats, für den die arbeitsvertragliche Lohnfortzahlung oder 
Lohnersatzleistung des Arbeitgebers bzw. die Alters- oder Invalidenrente der Pensi-
onskasse entfällt, Anspruch auf eine Waisenrente, wenn die Voraussetzungen ge-
mäss Abs. 2 und 3 erfüllt sind. Für Pflege- und Stiefkinder besteht der Anspruch nur, 
wenn der verstorbene Versicherte, Alters- oder Invalidenrentner für ihren Unterhalt 
aufzukommen hatte und für sie Anspruch auf Leistungen der AHV/IV besteht. 
 



 
 

Finanzierung und Leistungen 
 

Alvoso Pensionskasse Vorsorgereglement   22/38 

Ordentliches Anspruch-
ende 
 
Verlängerter Anspruch  
 
 
 
 
 
Höhe Waisenrente akti-
ver Versicherter 
 
Höhe Waisenrente bei 
Tod eines Rentners 
 
Vorsorgeausgleich 
Waisenrente  
 
 
 
Höhe der Vollwaisen-
rente  
 
Voraussetzung 
 
 
Rangordnung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ausschluss  
 
 
Ausgeschlossene na-
türliche Personen  
 
 
 
 
Begünstigtenerklä-
rung 
 
 
 
 
 
 
Aufteilung bei Unklar-
heit 

2 Die Waisenrente ist zahlbar bis zum Ende des Monats, in dessen Verlauf das Kind 
das 18. Altersjahr vollendet oder stirbt. 
 
3 Die Waisenrente wird auch nach Vollendung des 18. Altersjahres, maximal aber bis 
zur Vollendung des 25. Altersjahres, ausbezahlt, solange das Kind sich noch in Aus-
bildung im Sinne von Art. 49bis und Art. 49ter AHVV befindet (ohne zugleich über-
wiegend berufstätig zu sein) oder von der IV zu mindestens 70% als invalid anerkannt 
wird. 
 
4 Die jährliche Waisenrente beim Tod eines aktiven Versicherten oder eines Invaliden 
wird im Vorsorgeplan festgehalten.  
 
5 Die jährliche Waisenrente beim Tod eines Altersrentners wird im Vorsorgeplan fest-
gehalten. 
 
6 Bemisst sich die Höhe der Waisenrente an der zuletzt ausgerichteten Alters- oder 
Invalidenrente des Versicherten, so gehören Rentenanteile, die dem Versicherten im 
Rahmen eines Vorsorgeausgleichs zugesprochen worden sind, nicht zur zuletzt aus-
gerichteten Rente. 
 
7 Bei Vollwaisen wird die Höhe der Waisenrente verdoppelt. 
 

 Todesfallkapital  
1 Stirbt ein Versicherter oder ein Invalidenrentner vor der Pensionierung, wird den 
Anspruchsberechtigten gemäss Abs. 2 ein Todesfallkapital ausbezahlt. 
 
2 Das Todesfallkapital wird folgenden Personen, unabhängig vom Erbrecht, in der 
unten aufgeführten Reihenfolge ausbezahlt: 
 
a. dem überlebenden Ehegatten;   

b. dem Lebenspartner 

c. den natürlichen Personen, für deren Unterhalt der Versicherte oder der verstor-
bene Alters- oder Invalidenrentner vor seinem Tode zu mehr als 50 % aufge-
kommen ist oder der natürlichen Person, welche für den Unterhalt eines oder 
mehrerer gemeinsamer Kinder aufkommen muss; 

d. den Kindern;  

e. den Eltern; 

f. den Geschwistern.  

 
3 Die vorhergehende Gruppe schliesst die nachfolgende von der Bezugsberechtigung 
aus. 
 
4 Kein Anspruch auf das Todesfallkapital steht den Personen gemäss Abs. 2 lit. b und 
c zu, wenn sie aufgrund einer früheren Ehe oder Lebensgemeinschaft bereits Hinter-
lassenenleistungen einer anderen Einrichtung der beruflichen Vorsorge in Renten-
form beziehen oder in Kapitalform bezogen haben. Keinen Ausschluss bewirken be-
zogene Kapitalabfindungen in der Höhe bis zu drei Jahresrenten.  
 
5 Der Versicherte bzw. Invalidenrentner kann zuhanden der Pensionskasse in einer 
schriftlichen Erklärung die Rangordnung der Begünstigten innerhalb der gleichen 
Begünstigungskategorie und/oder die Aufteilung des Todesfallkapitals unter mehre-
ren Begünstigten der gleichen Begünstigungskategorie zu unterschiedlichen Teilen 
bestimmen. Die Rangordnung der Begünstigungskategorien kann nicht geändert 
werden. Die schriftliche Erklärung muss der Pensionskasse zu Lebzeiten des Versi-
cherten bzw. Invalidenrentners zugestellt werden. 
 
6 Falls keine Erklärung über die Rangordnung der Begünstigten oder die Aufteilung 
des Todesfallkapitals vorliegt oder die Erklärung nicht die Bestimmungen gemäss 
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Frist für Geltendma-
chung des Anspruchs  
 
 
 
 
Höhe der Todesfallka-
pital  
 
 
 
 
 
Zusätzliche Todesfall-
kapital  
 
 
 
Anspruch auf Austritts-
leistung 
 
 
Anspruch auf Austritts-
leistung bei Teilinvalidi-
tät  
 
 
 
 
Höhe der Austrittsleis-
tung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rückerstattung bei Ein-
tritt Vorsorgefall 
 
 
 
 
Verwendungsforum  
 
 
 
 
 
 
 
Mitteilung neue Vorsor-
geeinrichtung  
 

Abs. 5 berücksichtigt, gilt ausschliesslich die generelle Begünstigungsordnung ge-
mäss Abs. 2 und die Aufteilung des Todesfallkapitals unter mehreren Begünstigten 
einer Begünstigtenkategorie erfolgt zu gleichen Teilen. 
 
7 Die Anspruchsberechtigten gemäss Abs. 2, lit d (nur Kinder ohne Anspruch auf eine 
Waisenrente) bis f haben innerhalb von 6 Monaten nach dem Tod des Versicherten 
bzw. Invalidenrentners schriftlich einen Antrag auf die Ausrichtung des Todesfallka-
pitals einzureichen, ansonsten erlischt jeglicher Anspruch. Sie haben ebenfalls den 
Nachweis zu erbringen, dass sie die Anspruchsvoraussetzungen erfüllen. 
 
8 Das Todesfallkapital entspricht für die Personengruppen gemäss Abs. 2, lit a bis d 
dem beim Ableben vorhandenen Sparkapital, bei den Personengruppen gemäss lit. 
e und f dem persönlich finanzierten Anteil des vorhandenen Sparkapitals, mindestens 
aber dem halben Sparkapital. Das Todesfallkapital wird gekürzt um den Barwert aller 
durch den Tod ausgelösten Renten und Abfindungen.  Persönliche Einkäufe werden 
bei allen Personengruppen als zusätzliches Todesfallkapital ausgerichtet. 
 
9 Der Vorsorgeplan kann ein zusätzliches Todesfallkapital vorsehen. Beim Fehlen von 
begünstigten Personen gemäss Abs. 2 verfällt das Todesfallkapital zu Gunsten der 
Pensionskasse. 
 

 Beendigung des Vorsorgeverhältnisses   
1 Wird das Vorsorgeverhältnis vor Eintritt eines Vorsorgefalles aufgelöst, ohne dass 
Leistungen fällig werden, hat dies den Austritt aus der Pensionskasse zur Folge. Der 
austretende Versicherte hat Anspruch auf eine Austrittsleistung. 
 
2 Ist der austretende Versicherte teilweise invalid, hat er Anspruch auf den aktiven 
Teil seiner Austrittsleistung. Wird er wieder erwerbsfähig, ohne dass er in ein Arbeits-
verhältnis mit dem Arbeitgeber tritt, so hat er auch für den nach der Auflösung seines 
Arbeitsverhältnisses weitergeführten Teil seines Vorsorgeschutzes einen Anspruch 
auf Austrittsleistung. 
 

 Höhe der Austrittsleistung  
1 Die Austrittsleistung wird gemäss Art. 15 FZG berechnet. Sie entspricht dem am 
Austrittstag vorhandenen Altersguthaben, zuzüglich allfälliger Guthaben aus der 
Vorfinanzierung der vorzeitigen Pensionierung gemäss Art. 28 und allfälliger Gutha-
ben aus der Vorfinanzierung der AHV-Überbrückungsrente gemäss Art. 29. Die Aus-
trittsleistung entspricht mindestens dem Mindestbetrag gemäss Art. 17 FZG bzw. 
dem Altersguthaben gemäss BVG (vgl. Art. 18 FZG). Nach dem Austritt bis zur Über-
weisung der Austrittsleistung wird diese mit dem Mindestzins gemäss BVG verzinst. 
Hat die Pensionskasse die notwendigen Angaben für die Überweisung der Austritts-
leistung, schuldet sie ab dem 30. Tag nach Erhalt der notwendigen Angaben einen 
Verzugszins (Art. 2 Abs. 4 FZG). 
 
2 Muss die Pensionskasse Hinterlassenen- oder Invalidenleistungen erbringen, nach-
dem sie die Austrittsleistung überwiesen hat, so ist ihr die Austrittsleistung soweit 
zurückzuerstatten, als diese zur Finanzierung der Hinterlassenen- oder Invalidenleis-
tungen nötig ist. Unterbleibt die Rückerstattung, so kürzt die Pensionskasse ihre Leis-
tungen nach ihren versicherungstechnischen Grundlagen. 
 

 Verwendung der Austrittsleistung 
1 Die Austrittsleistung wird zu Gunsten des ausgetretenen Versicherten seiner neuen 
Vorsorgeeinrichtung in der Schweiz oder Liechtenstein überwiesen. Tritt der Versi-
cherte nicht in eine neue Vorsorgeeinrichtung in der Schweiz oder Liechtenstein ein, 
ist die Austrittsleistung auf ein Freizügigkeitskonto zu überweisen oder zur Bestel-
lung einer Freizügigkeitspolice bei einer Freizügigkeitseinrichtung in der Schweiz zu 
verwenden. 
 
2 Der Versicherte hat der Pensionskasse unverzüglich den Namen und die Zahlungs-
adresse der Einrichtung gemäss Abs. 1 mitzuteilen. 
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Überweisung an eine 
Freizügigkeitseinrich-
tung   
 
 
Barauszahlung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Barauszahlung (über-
obligatorischer Teil)  
 
 
 
 
 
Barauszahlungsgrund  
 
 
 
Zustimmung des Ehe-
gatten 
 
 
 

3 Bleibt die Mitteilung des Versicherten über die Verwendung seiner Austrittsleistung 
aus, wird die Austrittsleistung samt Zins 6 Monate, jedoch spätestens nach 24 Mona-
ten, nach dem Austritt des Versicherten aus der Pensionskasse an eine Freizügig-
keitseinrichtung überwiesen. 
 
4 Auf schriftliches Verlangen des austretenden Versicherten wird die Austrittsleis-
tung bar ausbezahlt, wenn: 
 
a. er die Schweiz endgültig verlässt und dabei nicht in Liechtenstein Wohnsitz 

nimmt; 

b. er eine selbstständige Erwerbstätigkeit aufnimmt und der obligatorischen be-
ruflichen Vorsorge nicht mehr unterstellt ist; 

c. die Austrittsleistung weniger als dem Jahresbeitrag des Versicherten entspricht. 
 
5 Unterliegt ein Versicherter, der die Schweiz oder Liechtenstein endgültig verlässt, 
weiterhin der obligatorischen Versicherungspflicht für die Risiken Alter, Tod und In-
validität in einem Mitgliederstaat der EU oder der EFTA, ist eine Barauszahlung der 
Austrittsleistung nur soweit möglich, als sie die gesetzliche Austrittsleistung gemäss 
BVG übersteigt. Die gesetzliche Austrittsleistung gemäss BVG wird nach Abs. 1 an 
eine Freizügigkeitseinrichtung nach Wahl des Versicherten überwiesen. 
 
6 Der Versicherte hat die Unterlagen beizubringen, welche den von ihm geltend ge-
machten Barauszahlungsgrund belegen. Die Pensionskasse prüft die Anspruchsbe-
rechtigung und kann vom Versicherten gegebenenfalls weitere Beweise verlangen. 
 
7 Beim verheirateten Versicherten ist die Barauszahlung nur zulässig, wenn der Ehe-
gatte schriftlich seine Zustimmung zur Barauszahlung gegeben hat. Die Unterschrift 
ist auf Kosten des Versicherten amtlich beglaubigen zu lassen. Der unverheiratete 
Versicherte hat den Zivilstand auf seine Kosten amtlich beglaubigen zu lassen. 
 

G. Gemeinsame Bestimmungen 
 
 
Koordination bei 
Überentschädi-
gung 
 
 
 
 
Anrechenbare Ein-
künfte  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Koordination der Leistungen  
1 Invaliden- und Hinterlassenenleistungen mit Ausnahme des Todesfallkapitals ge-
mäss Art. 44 werden gekürzt, sofern sie zusammen mit anderen anrechenbaren Ein-
künften (siehe Abs. 2) 90% des mutmasslich entgangenen Verdienstes bzw. 90% des 
Betrages, der bei einer Überentschädigungsberechnung unmittelbar vor Erreichen 
des ordentlichen Pensionierungsalters als mutmasslich entgangenes Einkommen zu 
betrachten war, übersteigen. 
 
2 Als anrechenbare Einkünfte im Sinne von Abs. 1 gelten: 
 
a. Leistungen der AHV und IV (und/oder in- und ausländischer Sozialversicherun-

gen); 

b. Leistungen der obligatorischen Unfallversicherung; 

c. Leistungen der Militärversicherung; 

d. Leistungen einer Versicherung, an welche der Arbeitgeber oder an seiner Stelle 
die Pensionskasse mindestens 50% der Prämien bezahlt hat; 

e. Leistungen anderer Vorsorgeeinrichtungen; 

f. Leistungen eines haftpflichtigen Dritten, soweit als die Pensionskasse nicht in 
die Forderungen gemäss Abs. 14 eintritt; und 

g. bei Invalidenrentnern auch ein allfälliges tatsächlich erzieltes oder zumutbarer-
weise noch erzielbares Erwerbs- oder Ersatzeinkommen sowie allfällige Leistun-
gen der Arbeitslosenversicherung. 
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Nicht anrechenbare 
Einkünfte  
 
 
 
 
 
 

Massgebende Ver-
dienstausfall 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bestimmung des Er-
werbs- und  
Ersatzeinkommens  
 
Anrechenbare Ein-
künfte  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Leistungskürzung  
 
 
 
Anrechnung Kapital-
leistungen 
 
 
Voraussetzung und 
Umfang von Leis-
tungskürzungen  
 
Leistungskürzung/-
verweigerung bei 
Selbstverschul-
dung/Verletzung der 
Mitwirkungspflicht 
 
Ausgleich Leistungs-
verkürzung  
 
 
 
 
 
 

3 Nicht als anrechenbare Einkünfte im Sinne von Abs. 1 gelten: 
 
a. Hilflosen- und Integritätsentschädigungen, Abfindungen, Assistenzbeiträge und 

ähnlichen Leistungen von dritter Seite sowie von vom Versicherten selbst finan-
zierte Unfall-, Lebens- und Taggeldversicherungen; 

b. Zusatzeinkommen, das während der Teilnahme an Massnahmen zur Wiederein-
gliederung nach Art. 8a IVG erzielt wird. 

 
4 Der für die Kürzung massgebende mutmasslich entgangene Verdienst umfasst: 
 
a. den unmittelbar vor Fälligkeit der Lohnersatzleistungen (Taggeldleistungen aus 

Krankentaggeld- und/oder Unfallversicherung) gültige Jahreslohn gemäss Art. 
18 und 

b. allfällige Kinderzulagen der letzten 12 Monate vor Fälligkeit der Lohnersatzleis-
tungen. 

 
Der mutmasslich entgangene Verdienst entspricht jedoch höchstens dem maximal 
versicherbaren Jahreslohn. 
 
5 Bei der Bestimmung des zumutbarerweise erzielbaren Erwerbs- und Ersatzeinkom-
mens wird grundsätzlich auf das Invalideneinkommen gemäss IV abgestellt. Eine An-
passung des anrechenbaren Betrags erfolgt bei Revisionen durch die IV. 
 
6 Die Altersleistungen, die gemäss Art. 33 Abs. 6 die Invalidenleistungen ablösen, 
werden in gleicher Weise gekürzt, solange Leistungen der Unfall- oder Militärversi-
cherung oder vergleichbare ausländische Leistungen erbracht werden. In diesem Fall 
sind zusätzlich zu den übrigen anrechenbaren Einkünften gemäss Abs. 2 auch Alters-
leistungen in- und ausländischer Sozialversicherungen und Vorsorgeeinrichtungen 
anrechenbar, welche vor dem ordentlichen Pensionierungsalter anrechenbare Invali-
denleistungen ablösen. Nicht anrechenbar bleiben Einkünfte gemäss Abs. 3. Die Pen-
sionskasse kürzt ihre Altersleistungen jedoch höchstens in dem Ausmass, in welchem 
sie ihre Invalidenleistungen unmittelbar vor Erreichen des ordentlichen Pensionie-
rungsalters gekürzt hat. 
 
7 Die Hinterlassenenleistungen des überlebenden Ehegatten, des Lebenspartners und 
der Waisen werden zusammengerechnet. Falls die Leistungen der Pensionskasse ge-
kürzt werden, werden alle Leistungen im selben Verhältnis gekürzt. 
 
8 Allfällige kürzbare bzw. anrechenbare Kapitalleistungen werden basierend auf den 
versicherungstechnischen Grundlagen der Pensionskasse in gleichwertige Renten 
umgerechnet. 
 
9 Die Pensionskasse kann die Voraussetzungen und den Umfang einer Kürzung jeder-
zeit überprüfen und ihre Leistungen anpassen, wenn sich die Verhältnisse wesentlich 
ändern. 
 
10 Die Pensionskasse kann ihre Leistungen kürzen oder verweigern, wenn der An-
spruchsberechtigte den Tod oder die Invalidität verschuldet hat oder sich einer Ein-
gliederungsmassnahme der IV widersetzt. Die gesetzlichen Mindestleistungen ge-
mäss BVG können nur dann verweigert oder gekürzt werden, wenn die AHV/IV eine 
Leistung infolge schweren Verschuldens kürzt, entzieht oder verweigert. 
 
11 Die Pensionskasse gleicht Leistungsverweigerungen oder -kürzungen der obligato-
rischen Unfall- oder der Militärversicherung nicht aus, wenn diese die Leistungsver-
weigerungen oder -kürzungen nach Art. 21 ATSG, Art. 37 UVG, Art. 39 UVG, Art. 65 
MVG oder Art. 66 MVG vorgenommen haben. Auch Leistungskürzungen bei Errei-
chen des Rentenalters nach Art. 20 Abs. 2ter und 2quater UVG und Art. 47 Abs. 1 MVG 
gleicht die Pensionskasse nicht aus. 
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Besondere Umstände  
 
 
 
Rechtspflege  
 
 
Haftung gegenüber 
Dritter  
 
 
 
 
 
 
 
Verpfändung und Ab-
tretung von Leistungs-
anspruch 
Verrechnung des Leis-
tungsanspruches mit 
Forderungen des Ar-
beitgebers 
 
 
Gesetzliche Vorleis-
tungspflicht  
 
 
 
 
 
 
 
 
Auszahlung der Rente  
 
 
 
 
Rentenbetrag  
 
 
Rentenanspruch ge-
schiedene Ehegatten 
 
 
Einmalige Kapitalab-
findung anstelle einer 
Altersrente  
 
 
 
 
 
Zeitpunkt der Auszah-
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Verzugszins  
 

12 Besondere Umstände, wie Teuerung, Hilflosigkeit usw. werden angemessen be-
rücksichtigt. Sollten sich zu einem späteren Zeitpunkt die Verhältnisse ändern, z.B. 
durch Wegfall von Drittleistungen, werden die Leistungen angepasst. 
 
13 Die Pensionskasse kann Rechtsmittel gegen Verfügungen der IV und anderer Sozi-
alversicherungsträger, die ihre Leistungspflicht berühren, erheben. 
 
14 Gegenüber einem Dritten, der für den Vorsorgefall haftet, tritt die Pensionskasse 
im Zeitpunkt des Ereignisses bis auf die Höhe der gesetzlichen Leistungen in die An-
sprüche der Anspruchsberechtigten ein. Im Übrigen kann die Pensionskasse von den 
Anspruchsberechtigten verlangen, dass sie der Pensionskasse ihre Forderungen ge-
gen haftpflichtige Dritte bis zur Höhe ihrer Leistungspflicht abtreten. Erfolgt die ver-
langte Abtretung nicht, ist die Pensionskasse berechtigt, ihre Leistungen auszuset-
zen. 
 

 Sicherung der Leistungen, Vorleistung   
1 Der Leistungsanspruch kann vor Fälligkeit weder verpfändet noch abgetreten wer-
den. Vorbehalten bleiben Art. 52 und Art. 53. 
 
2 Der Leistungsanspruch darf mit Forderungen des Arbeitgebers, welche dieser der 
Pensionskasse abgetreten hat, nur verrechnet werden, wenn sie sich auf Beiträge 
beziehen, die dem Versicherten nicht vom Lohn abgezogen worden sind. Andere 
Forderungen der Pensionskasse dürfen mit dem fälligen Leistungsanspruch verrech-
net werden. 
 
3 Untersteht die Pensionskasse einer gesetzlichen Vorleistungspflicht, beschränkt 
sich ihre Vorleistung auf die Mindestleistungen nach BVG. Der Antragssteller hat 
nachzuweisen, dass er sich bei allen infrage kommenden Versicherungsträgern an-
gemeldet hat. Wird der Fall von einem anderen Versicherungsträger übernommen, 
hat dieser der Pensionskasse die bereits erbrachten Vorleistungen zurückzuerstat-
ten. Hat ein anderer Versicherungsträger eine Vorleistung im Sinne des Gesetzes 
übernommen und steht fest, dass die Pensionskasse leistungspflichtig ist, erstattet 
sie die Vorleistung im Rahmen ihrer Leistungspflicht zurück. 
 

 Auszahlungsbestimmungen    
1 Die Renten werden in monatlichen Beträgen spätestens am Ende des Monats auf 
ein vom Anspruchsberechtigten bezeichnetes Bank- oder Postkonto in der Schweiz 
oder im Ausland (EU- und EFTA-Staaten sowie weitere Länder bei entsprechenden 
Staatsverträgen) überwiesen. 
 
2 Der Rentenbetrag des Monats, in dem die Rentenberechtigung erlischt, wird voll 
ausbezahlt. 
 
3 Die Renten nach Art. 124a ZGB samt Zins gemäss Art. 19j FZV werden an die Vor-
sorge- oder Freizügigkeitseinrichtung des im Rahmen einer Scheidung berechtigten 
Ehegatten jährlich bis zum 15. Dezember überwiesen. 
 
4 Beträgt zum Zeitpunkt des erstmaligen Rentenbezugs die jährliche Altersrente oder 
die bei voller Invalidität auszurichtende Invalidenrente weniger als 10%, die Ehegat-
tenrente weniger als 6% und eine Kinderrente weniger als 2% der Mindestaltersrente 
der AHV, kann anstelle der Rente eine einmalige Kapitalabfindung ausbezahlt wer-
den. Die Kapitalabfindung wird basierend auf den versicherungstechnischen Grund-
lagen der Pensionskasse berechnet. Damit sind alle reglementarischen Ansprüche 
abgegolten. 
 
5 Kapitalauszahlungen werden am Ende des Montas ihrer Fälligkeit, frühestens je-
doch, nachdem die Pensionskasse im Besitze aller für die Überprüfung des Leistungs-
anspruchs erforderlichen bzw. verlangten Unterlagen ist, getätigt. 
 
6 Schuldet die Pensionskasse einen Verzugszins, entspricht dieser dem Mindestzins 
gemäss BVG (vgl. Anhang A2). Vorbehalten bleibt Art. 7 FZV. 
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 Anpassung der laufenden Renten     

Hinterlassenen- und Invalidenrenten gemäss BVG werden nach Massgabe von Art. 
36 Abs. 1 BVG angepasst. Über eine allfällige Anpassung der laufenden reglementa-
rischen Renten befindet der Stiftungsrat jährlich im Rahmen der finanziellen Möglich-
keiten der Pensionskasse. 
 

 Ehescheidung 
1 Wird bei einer Ehescheidung gestützt auf ein Gerichtsurteil ein Teil der Austrittsleis-
tung eines Versicherten oder Invalidenrentners seinem geschiedenen Ehegatten zu-
gesprochen, wird seine Austrittsleistung entsprechend reduziert. Der zu übertra-
gende Betrag wird im Verhältnis des Altersguthabens gemäss BVG zum gesamten 
Altersguthaben belastet. Die Auszahlung des BVG-Anteils erfolgt immer aus dem 
Altersguthaben gemäss BVG. Die Auszahlung des überobligatorischen Teils erfolgt 
in nachstehender Reihenfolge: 
 
a. das Guthaben auf dem Sonder-Sparkonto Einkauf AHV-Überbrückungsrente; 

b. das Guthaben auf dem Sonder-Sparkonto Einkauf vorzeitige Pensionierung; 

c. das Altersguthaben. 
 
2 Der Versicherte oder Invalidenrentner kann sich jedoch jederzeit bis zum Betrag 
der übertragenen Austrittsleistung wieder einkaufen (vgl. Art. 27). Der Einkauf wird 
dem Altersguthaben gemäss BVG und dem überobligatorischen Altersguthaben in 
demselben Verhältnis gutgeschrieben wie die übertragene Austrittsleistung gemäss 
Abs. 1 belastet wurde. Dem Versicherten oder Invalidenrentner wird empfohlen, die 
Steuerabzugsfähigkeit gegebenenfalls mit der zuständigen Steuerbehörde abzuklä-
ren. Die Pensionskasse übernimmt diesbezüglich keine Verantwortung. 
 
3 Ein im Rahmen der Wohneigentumsförderung getätigter Vorbezug, der noch nicht 
zurückbezahlt wurde, gilt als Austrittsleistung, die in die Teilung einbezogen wird, 
sofern die Ehe vor Eintritt eines Vorsorgefalls geschieden wird. Hat der Vorbezug 
während der Ehe stattgefunden, so werden der Kapitalabfluss und der Zinsverlust 
anteilsmässig dem vor der Eheschliessung und dem danach bis zum Bezug geäufne-
ten Altersguthaben belastet. Eine während der Ehe vorgenommene Barauszahlung 
oder Kapitalabfindung zählt nicht zu der zu teilenden Austrittsleistung. Die Anord-
nungen des rechtskräftigen Scheidungsurteils gehen dieser Bestimmung in jedem 
Fall vor. 
 
4 Bei einer Einzahlung aufgrund einer Ehescheidung werden die Guthaben des Versi-
cherten oder Invalidenrentners in der folgenden Reihenfolge erhöht, wobei die ein-
bezahlten Beträge im gleichen Verhältnis, in dem sie in der Vorsorge des verpflich-
teten Ehegatten belastet wurden, dem Altersguthaben gemäss BVG und dem ge-
samten überobligatorischen Guthaben (Guthaben aus dem Sonder-Sparkonto und 
überobligatorisches Altersguthaben) zugeordnet werden: 
 
a. das Altersguthaben; 

b. das Guthaben auf dem Sonder-Sparkonto Einkauf vorzeitige Pensionierung; 

c. das Guthaben auf dem Sonder-Sparkonto Einkauf AHV-Überbrückungsrente. 
 
5 Tritt beim Versicherten während des Scheidungsverfahrens der Vorsorgefall Alter 
ein oder erreicht der Invalidenrentner während des Scheidungsverfahrens das or-
dentliche Pensionierungsalter, so werden der zu übertragende Teil der Austrittsleis-
tung und die Rente gemäss Art. 19g FZV gekürzt und die Kürzung wird je hälftig auf 
die beiden Ehegatten verteilt. 
 
6 Wird bei einer Ehescheidung eine Alters- oder Invalidenrente geteilt, die gemäss 
Art. 48 Abs. 6 gekürzt werden kann, so wird der Rentenanteil, der dem berechtigten 
Ehegatten zugesprochen wurde, bei der Berechnung einer allfälligen Kürzung der 
Altersrente des verpflichteten Ehegatten weiterhin angerechnet.  
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7 Der berechtigte Ehegatte kann anstelle der Rentenübertragung eine Überweisung 
in Kapitalform beantragen. Die Überweisung in Kapitalform ist der Pensionskasse 
schriftlich anzumelden. Eine entsprechende Anmeldung ist ab diesem Zeitpunkt un-
widerruflich. Die Umrechnung in ein Kapital wird nach den im Zeitpunkt der Rechts-
kraft des Scheidungsurteils gültigen technischen Grundlagen der Pensionskasse be-
rechnet. Mit der Überweisung in Kapitalform sind sämtliche Ansprüche des berech-
tigten Ehegatten gegenüber der Pensionskasse abgegolten. 
 

 Vorbezug oder Verpfändung zur Finanzierung von Wohneigentum 
1 Ein Versicherter kann bis 3 Jahre vor der Pensionierung, längstens bis 3 Jahre vor 
Erreichen des ordentlichen Pensionierungsalters, alle 5 Jahre einen Betrag (mindes-
tens CHF 20'000) zur Finanzierung von Wohneigentum zum eigenen Bedarf (Erwerb 
oder Erstellung von Wohneigentum, Erwerb von Beteiligungen an Wohneigentum 
oder Rückzahlung von Hypothekardarlehen) zur Auszahlung geltend machen oder 
verpfänden. Im Falle des Vorbezugs bleibt Art. 27 Abs. 7 vorbehalten. Der Mindest-
betrag gilt nicht für den Erwerb von Anteilscheinen an Wohnbaugenossenschaften 
und ähnlichen Beteiligungen. 
 
2 Im Einzelnen richten sich der Vorbezug und die Verpfändung nach den Bestimmun-
gen von Art. 30a ff. BVG und von Art. 1 ff. WEFV. 
 
3 Der Versicherte kann mit einem Gesuch Auskunft über den Betrag, der ihm zur Fi-
nanzierung von Wohneigentum zur Verfügung steht, und die Leistungskürzung, die 
mit einem solchen Bezug verbunden wäre, verlangen. Die Pensionskasse macht den 
Versicherten dabei auf die Möglichkeit zur Deckung der entstehenden Versiche-
rungslücken und auf die Steuerpflicht aufmerksam.  
 
4 Macht der Versicherte vom Vorbezug oder der Verpfändung Gebrauch, hat er die 
Vertragsdokumente über Erwerb oder Erstellung von Wohneigentum oder Amorti-
sation von Hypothekardarlehen, das Reglement bzw. den Miet- oder Darlehensver-
trag bei Erwerb von Anteilscheinen und die entsprechenden Urkunden bei ähnlichen 
Beteiligungen einzureichen. Der verheiratete Versicherte hat für den Vorbezug und 
jede nachfolgende Begründung eines Grundpfandrechts und für die Verpfändung die 
schriftliche Zustimmung des Ehegatten vorzulegen. Die Unterschrift ist auf Kosten 
des Versicherten amtlich beglaubigen zu lassen. Der unverheiratete Versicherte hat 
auf Verlangen der Pensionskasse zudem den Zivilstand auf seine Kosten amtlich be-
glaubigen zu lassen. 
 
5 Bei einem Vorbezug werden die vorhandenen Guthaben in der Reihenfolge gemäss 
Art. 52 Abs. 1 reduziert. Bei einer Rückzahlung werden die vorhandenen Guthaben in 
der Reihenfolge gemäss Art. 52 Abs. 4 erhöht. Die proportionale Belastung bzw. Gut-
schrift des Altersguthabens nach BVG und des überobligatorischen Altersguthabens 
erfolgt ebenfalls gemäss Art. 52 Abs. 1 bzw. Art. 52 Abs. 4. 
 
6 Eine allfällige (Teil-)Rückzahlung des vorbezogenen Betrags (die (Teil-)Rückzah-
lung muss mindestens CHF 10'000 betragen) ist bis zur Pensionierung, längstens 
jedoch bis zum Erreichen des ordentlichen Pensionierungsalters, jederzeit zulässig, 
falls noch kein Vorsorgefall eingetreten und keine Barauszahlung der Austrittsleis-
tung erfolgt ist. 
 
7 Im Falle einer Verpfändung ist für die Barauszahlung der Austrittsleistung, die Aus-
zahlung von Vorsorgeleistungen sowie die Übertragung bei Ehescheidung die 
schriftliche Zustimmung des Pfandgläubigers erforderlich. Bei der Pfandverwertung 
gelten die Bestimmungen über die Auswirkungen eines Vorbezugs sinngemäss. 
 
8 Die Pensionskasse kann vom Versicherten für die Behandlung des Gesuchs um Vor-
bezug bzw. um Verpfändung eine Entschädigung für den Verwaltungsaufwand ver-
langen, sofern der Aufwand das übliche Mass übersteigt. Die Höhe der Kosten ist im 
Kostenreglement geregelt. 
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Gesetzliche Vor-
schriften 

 Versicherungsverträge 
1 Alle Rechte und Pflichten aus Versicherungsverträgen trägt die Pensionskasse. Des-
tinatäre können daraus keine Rechte und Pflichten ableiten. 
 
2 Erhält die Pensionskasse aus allfälligen Rückversicherungsverträgen eine Über-
schussbeteiligung, so werden diese Mittel proportional den Wertschwankungsreser-
ven der Vorsorgewerke gutgeschrieben. 
 

 Datenschutz 
1 Zwecks Durchführung der beruflichen Vorsorge werden durch die Vorsorgeeinrich-
tung Personendaten entgegengenommen, bearbeitet und aufbewahrt. 
 
2 Im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen kann die Vorsorgeeinrichtung zur Er-
füllung ihrer Aufgaben Personendaten, einschliesslich besonders schützenswerter 
Personendaten, insbesondere an andere Vorsorgeeinrichtungen, Behörden sowie an 
von ihr mit der Rückdeckung von Risiken beauftragte Versicherungseinrichtungen 
(nachfolgend externe Datenempfänger) weiterleiten und verarbeiten lassen. 
 
3 Die Vorsorgeeinrichtung sowie die beauftragten externen Datenempfänger achten 
dabei auf die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen und treffen 
alle notwendigen organisatorischen und technischen Massnahmen, um die Einhal-
tung dieser Bestimmungen, insbesondere den Schutz vertraulicher Daten, sicherzu-
stellen. 
 
4 Alle Personen, die an Führung, Verwaltung, Kontrolle oder Beaufsichtigung der Vor-
sorgeeinrichtung beteiligt sind, unterliegen der Schweigepflicht über die ihnen dabei 
zur Kenntnis gelangten persönlichen Verhältnisse von Destinatären und Begünstig-
ten sowie geschäftlichen Angelegenheiten der Vorsorgeeinrichtung und des Arbeit-
gebers, und zwar auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit für die Vorsorgeeinrichtung. 
Vorbehalten bleiben die Datenbekanntgabe und Auskunftserteilung in den gesetz-
lich vorgesehenen Fällen.  
 
5 Im Übrigen gelten die Bestimmungen von Art. 85a bis 86a BVG sowie des Bundes-
gesetzes über den Datenschutz (DSG).   

H. Finanzielles Gleichgewicht und Teilliquidation  
 
 
Finanzielle Lage 
der Pensionskasse 
 
Massnahmen zur 
Behebung von Un-
terdeckung 
 
 
Massnahmen bei 
Unterdeckung  
eines Vorsorgewer-
kes  
 
 
 
Sanierungsmass-
nahmen  
 
 
 
 
 
 

 Finanzielles Gleichgewicht 
1 Die finanzielle Lage der Pensionskasse sowie der einzelnen Vorsorgewerke ist peri-
odisch nach versicherungstechnischen Grundsätzen zu überprüfen. 
 
2 Für den Fall einer Unterdeckung eines Vorsorgewerks legt der Stiftungsrat in Zu-
sammenarbeit mit dem Experten für berufliche Vorsorge ein angemessenes Mass-
nahmenkonzept zur Behebung der Unterdeckung fest. Diese Massnahmen gelten als 
minimale Sanierungsmassnahmen. 
 
3 Bei einer Unterdeckung eines Vorsorgewerks kann die Vorsorgekommission zusätz-
lich zu den minimalen Sanierungsmassnahmen weitere bzw. weitergehende Mass-
nahmen zur Behebung der Unterdeckung festlegen. Der Stiftungsrat genehmigt die 
durch das Vorsorgewerk festgelegten Sanierungsmassnahmen. Die Pensionskasse 
informiert die Aufsichtsbehörde, den Arbeitgeber, die Versicherten und die Rentner 
über die Unterdeckung und die zu deren Behebung festgelegten Massnahmen. 
 
4 Als Sanierungsmassnahmen können im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben insbe-
sondere vorgesehen werden: Sanierungsbeiträge von Arbeitgeber und Versicherten, 
Sanierungsbeiträge von Rentnern sowie Minder- oder Nullverzinsung des Altersgut-
habens, Kürzung künftiger Leistungen (Anwartschaften). Während der Dauer einer 
Unterdeckung kann der BVG-Mindestzinssatz gemäss den gesetzlichen Vorgaben 
mit den entsprechenden Auswirkungen auf das Altersguthaben gemäss BVG sowie 
auf den Mindestbetrag gemäss Art. 17 FZG unterschritten werden. 
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5 Die Arbeitgeber können im Fall einer Unterdeckung Einlagen in ein gesondertes 
Konto "Arbeitgeberbeitragsreserve mit Verwendungsverzicht" vornehmen und auch 
Mittel der ordentlichen Arbeitgeberbeitragsreserve auf dieses Konto übertragen. Die 
Arbeitgeber und die Pensionskasse treffen eine entsprechende schriftliche Verein-
barung. Die Einlagen dürfen den Betrag der Unterdeckung nicht übersteigen und 
werden nicht verzinst. Die Arbeitgeberbeitragsreserve mit Verwendungsverzicht 
bleibt mindestens so lange bestehen, wie die Unterdeckung vorliegt. 
 
6 Während der Dauer der Unterdeckung gemäss Art. 44 BVV 2 kann die Pensions-
kasse die Auszahlung des Vorbezugs im Rahmen der Wohneigentumsförderung zeit-
lich und betragsmässig einschränken oder ganz verweigern, wenn der Vorbezug der 
Rückzahlung von Hypothekardarlehen dient. 
 

 Rückstellungspolitik  
1 Der Stiftungsrat bestimmt mit der Unterstützung des Experten für berufliche Vor-
sorge, unter Berücksichtigung der spezifischen Struktur der Pensionskasse, die Rück-
stellungspolitik. Dies mit der klaren Vorgabe, dass die Sicherheit der Pensionskasse 
konstant gewährleistet ist, um die übernommenen Verpflichtungen gegenüber den 
Versicherten und den Rentenbezügern erfüllen zu können. Die Rückstellungspolitik 
wird in einem separaten Reglement festgelegt. 
 

 Ausgleichsfonds 
1 Auf der Ebene der Pensionskasse wird ein Ausgleichsfonds geführt. Dieser dient 
dazu, einzelne Vorsorgewerke zu unterstützen, welche in finanzielle Schieflage gera-
ten sind. Der Ausgleichsfonds wird durch einen allgemeinen und einen Vorsorge-
werkspezifischen Beitrag geäufnet. Die Beiträge werden nicht erhoben, sondern dem 
Vermögen der Vorsorgewerke individuell belastet.  
 
2 Der allgemeine Sockel-Beitrag beträgt 0.1% des Altersguthabens der Aktivversi-
cherten. 
 
3 Der Vorsorgewerk spezifische Beitrag wird in Abhängigkeit der Höhe des Altersgut-
habens der Aktivversicherten individuell pro Vorsorgewerk mit einem Beitragssatz 
gemäss vom Stiftungsrat festgelegter Tabelle bestimmt. Der Beitragssatz ist abhän-
gig vom Verhältnis der Höhe des obligatorischen und überobligatorischen Altersgut-
habens eines Vorsorgewerks. Je höher der obligatorische Anteil, desto höher der 
Beitragssatz. Der maximale Vorsorgewerk spezifische Beitragssatz beträgt 0.25% 
des Altersguthabens. 
 
4 Der allgemeine Zusatzbeitrag wird in Abhängigkeit der Höhe des Altersguthabens 
der Aktivversicherten jährlich vom Stiftungsrat mit einem Beitragssatz festgelegt. Er 
beträgt maximal 0.4% des Altersguthabens der Aktivversicherten. Der Beitragssatz 
wird nur erhoben, fall dies die finanzielle Situation der Pensionskasse sowie die Per-
formance der Vermögensanlagen zulässt. 
 
5 Die Unterstützung erfolgt bei massgeblicher Unterdeckung eines Vorsorgewerks 
und wird dem Vermögen des betroffenen Vorsorgewerks gutgeschrieben. Die Un-
terstützung eines Vorsorgewerks erfolgt, sofern der Deckungsgrad unter 95% liegt. 
Sie beträgt 0.5% des Vorsorgekapitals des Vorsorgewerks, solange der Ausgleichs-
fonds Mittel enthält. Die Unterstützung ist als Ergänzung zu den Sanierungsmass-
nahmen auf Stufe Vorsorgewerk vorgesehen.  
 
6 Der Ausgleichsfonds wird maximal bis zu 2% des Vorsorgekapitals der Pensions-
kasse geäufnet. 
 

 Teilliquidation 
Die Voraussetzungen für eine Teilliquidation, das Verfahren und die Zuteilungs-
grundsätze der verschiedenen Mittel sind in separaten Reglementen zur Teilliquida-
tion geregelt. 
 
 



 
 

Finanzielles Gleichgewicht und Teilliquidation 
 

Alvoso Pensionskasse Vorsorgereglement   31/38 

 
Aufgaben  
 
 
 
 
 
Auftritt nach Aus-
sen 
 
 
Reglemente 
 
Zeichnungsberech-
tigung 
 
Delegation von ein-
zelnen Geschäften 
 
Entscheidungs-
grundlage  
 
 
 
 
 
Erst- und Weiter-
bildung 
Organisation des 
Stiftungsrates  
 
 
Zusammensetzung 
der Vorsorgekom-
mission  
 
 
 
Arbeitgebervertre-
tung 
Arbeitnehmerver-
tretung  
 
 
 
 
Wechsel des Vor-
sitzes  
 
Zeichnungsberech-
tigung  
 
Aufgaben / Wah-
rung der Interessen 
 
 
 
 

Teilnahme an Mit-
gliederversamm-
lung  

 Der Stiftungsrat 
1 Der Stiftungsrat nimmt die Gesamtleitung der Pensionskasse wahr, sorgt für die Er-
füllung der gesetzlichen Aufgaben und bestimmt die strategischen Ziele sowie die 
Mittel zu deren Erfüllung. Er legt die Organisation der Pensionskasse fest, sorgt für 
ihre finanzielle Stabilität und überwacht die Geschäftsführung. Eine detaillierte Auf-
zählung der verschiedenen Aufgaben des Stiftungsrates findet sich in Art. 51a BVG. 
 
2 Der Stiftungsrat vertritt die Pensionskasse nach aussen und bezeichnet jene Perso-
nen, welche die Pensionskasse rechtsverbindlich vertreten. Die Zeichnungsberech-
tigten führen Kollektivunterschrift zu zweien. 
 
3 Der Stiftungsrat erstellt die Reglemente. 
 
4 Der Stiftungsrat konstituiert sich selbst und regelt die Zeichnungsberechtigung. 
Einzelunterschriften sind nicht erlaubt. 
 
5 Der Stiftungsrat kann einzelne Geschäfte delegieren und einen Geschäftsführer ein-
setzen, der nicht Mitglied des Stiftungsrates ist. 
 
6 Der Stiftungsrat entscheidet in allen Fragen unter Vorbehalt von Art. 70 dieses Reg-
lements endgültig.  Sofern es die ungebundenen Stiftungsmittel oder eine Ausfinan-
zierung durch den Arbeitgeber zulassen und der Experte für berufliche Vorsorge sein 
Einverständnis erteilt, kann der Stiftungsrat unter Wahrung der Gleichbehandlung 
sämtlicher Versicherten und des Vorsorgezwecks in Härtefällen von den Bestimmun-
gen dieses Reglements abweichen.  
 
7 Die Pensionskasse gewährleistet die Erst- und Weiterbildung der Stiftungsräte. 
 
8 Einzelheiten zu den Aufgaben und zur Organisation des Stiftungsrates sind im Or-
ganisationsreglement festgehalten. 
 

 Vorsorgekommission 
1 Jedem Vorsorgewerk steht eine Vorsorgekommission vor. Die Vorsorgekommission 
setzt sich aus mindestens je einem Arbeitnehmer- und einem Arbeitgebervertreter 
zusammen. Die Arbeitgeber informieren die Pensionskasse über die Zusammenset-
zung der Vorsorgekommission und stellen der Pensionskasse die erforderlichen 
Wahlprotokolle zu. 
 
2 Die angeschlossenen Arbeitgeber bezeichnen ihre Vertreter. 
 
3 Die Versicherten wählen die Vertreter aus ihrem Kreis. Ihre Amtsdauer beträgt 3 
Jahre. Ohne anders lautende Mitteilung an die Geschäftsstelle verlängert sich die 
Amtsdauer nach Ablauf von 3 Jahren automatisch um ein weiteres Jahr. Die Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses hat das Ausscheiden aus der Vorsorgekommission zur 
Folge. 
 
4 Die Vorsorgekommission konstituiert sich selbst. Der Vorsitz wechselt für jede 
Amtsperiode zwischen den Vertretern von Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 
 
5 Die Mitglieder der Vorsorgekommission zeichnen paritätisch und kollektiv zu 
zweien. 
 
6 Die Vorsorgekommission  
 
a. wählt einen von der Stiftung angebotenen Vorsorgeplan 

b. wahrt die Interessen der Versicherten gegenüber der Pensionskasse 

c. informiert die Versicherten über Vorgänge in der Pensionskasse 

 
7 Sämtliche Mitglieder der Vorsorgekommission sind berechtigt, an der Mitglieder-
versammlung teilzunehmen. 



 
 

Informations- und Meldepflichten 
 

Alvoso Pensionskasse Vorsorgereglement   32/38 

 
Alvoso Forum  
 
 
Zweck  
 
 
 
 
Aufgabe der Revi-
sion  
 
Aufgabe des Pensi-
onskassenexperten  
 
 
 
Vertraulichkeit  
 
 

 Alvoso Forum  
1 Das Alvoso Forum wird während den ersten sechs Monaten eines Geschäftsjahres 
abgehalten. 
 
2 Am Alvoso Forum wird über die Jahresrechnung und die Politik des Stiftungsrates 
orientiert. Überdies dient das Forum dem Gedanken- und Erfahrungsaustausch zwi-
schen der Pensionskasse und den angeschlossenen Arbeitgebern. 
 

 Kontrolle 
1 Die Revisionsstelle prüft gemäss Art. 52c BVG die Rechtmässigkeit der Alterskon-
ten, die Geschäftsführung und die Anlage des Vermögens. 
 
2 Der Pensionsversicherungsexperte prüft gemäss Art. 52e BVG periodisch, ob die 
Pensionskasse Sicherheit bietet, dass sie ihre Verpflichtungen erfüllen kann. Er über-
prüft die Übereinstimmung des Reglements mit den gesetzlichen Bestimmungen. 
 

 Schweigepflicht 
1 Die Mitglieder des Stiftungsrates und alle mit der Führung, Verwaltung, Kontrolle 
oder Beaufsichtigung beauftragten Personen unterliegen hinsichtlich der persönli-
chen und finanziellen Verhältnisse der Versicherten und der Arbeitgeber der Schwei-
gepflicht. 
 

I. Informations- und Meldepflichten  
 
 
Informationspflicht 
 
 
 
 
Vorrangprinzip 
 
 
Austrittsleistung 
bei Heirat bzw. Ein-
tragung der Part-
nerschaft 
 
 
Persönlicher Leis-
tungsausweis 
 
 
Jährliche Auskunft 
 
 
 
 
 
 
 
Beitragsausstände  
 
 
 
Unterbreitung von 
Anregungen und 
Vorschlägen  
 
 

 Informationspflicht der Pensionskasse gegenüber den Destinatären  
1 Für jeden Versicherten wird beim Eintritt und in der Folge jährlich ein Versicherten-
ausweis erstellt, der über die Höhe des vorhandenen Altersguthabens, der versicher-
ten Leistungen sowie des versicherten Lohns und der Beiträge an die Pensionskasse 
Auskunft gibt. 
 
2 Bei einer Abweichung zwischen dem Versichertenausweis und dem Reglement ist 
das Reglement massgebend. 
 
3 Im Zeitpunkt der Heirat bzw. der Eintragung der Partnerschaft wird dem Versicher-
ten seine Austrittsleistung mitgeteilt. Im Fall einer Ehescheidung wird dem Versicher-
ten oder dem Scheidungsrichter auf Verlangen Auskunft über die Höhe der Gutha-
ben, die für die Berechnung der zu teilenden Austrittsleistung massgebend sind, bzw. 
über die Höhe der zu teilenden Rente erteilt. 
 
4 Bei der erstmaligen Fälligkeit sowie bei jeder Veränderung von Alters-, Invaliden- 
oder Hinterlassenenrenten erhalten die Rentner eine Bestätigung, auf der die Leis-
tungen an den Rentner aufgeführt sind. 
 
5 Die Pensionskasse informiert die angeschlossenen Arbeitgeber und Destinatäre in 
geeigneter Form über den Geschäftsgang, die Jahresrechnung, die finanzielle Lage, 
die Organisation und Finanzierung der Pensionskasse sowie die Zusammensetzung 
des Stiftungsrates. Auf Anfrage erteilt die Pensionskassenverwaltung den Destinatä-
ren zusätzlich weitere Auskünfte über den Stand ihrer Versicherung und die Ge-
schäftstätigkeit der Pensionskasse. Für ausserordentliche Aufwendungen kann eine 
angemessene Entschädigung verlangt werden. 
 
6 Die Pensionskasse informiert die Vorsorgekommission über Beitragsausstände des 
Arbeitgebers, wenn diese innert drei Monaten nach dem vereinbarten Fälligkeitster-
min noch nicht überwiesen worden sind. 
 
7 Den Versicherten und Rentnern steht jederzeit das Recht zu, mündlich durch ihre 
Vertreter oder schriftlich dem Stiftungsrat Anregungen, Vorschläge und Anträge, 
welche die Pensionskasse betreffen, zu unterbreiten. Der Stiftungsrat beurteilt die so 
eingegangenen Anliegen der Versicherten und Rentner und informiert sie über die 
dazu gefassten Beschlüsse. 
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Auskunftspflicht  
 
 
 
 
Meldepflicht  
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausbildungsnach-
weis  
 
 
Ungerechtfertigte 
Leistungsbezüge  
 
 
 
Haftungsaus-
schluss 
 
 

 
 Auskunfts- und Meldepflicht der Destinatäre 

1 Der Versicherte hat der Pensionskasse bei seinem Eintritt Einsicht in die Abrechnun-
gen über die Austrittsleistungen aus früheren Vorsorgeverhältnissen zu gewähren. 
Die Pensionskasse kann die Austrittsleistungen auf Rechnung des Versicherten ein-
fordern. 
 
2 Die Versicherten und die Rentner sowie deren Hinterlassenen sind verpflichtet, der 
Pensionskasse über alle für die Beurteilung des Vorsorgeverhältnisses wesentlichen 
Tatsachen vollständig und wahrheitsgetreu Auskunft zu geben (Mitwirkungspflicht). 
Änderungen dieser Tatsachen sowie der Leistungen anderer Versicherungsträger 
sind spätestens innerhalb von 4 Wochen der Pensionskassenverwaltung schriftlich 
und unaufgefordert mitzuteilen. Bringt die anspruchsberechtigte Person die erfor-
derlichen Unterlagen nicht bei, so kann die Pensionskasse die Auszahlung der Leis-
tungen aufschieben. 
 
3 Nach dem 18. Geburtstag haben Bezüger von Kinder- oder Waisenrenten jährlich zu 
Beginn des Schul- bzw. Studienjahres zur Bestätigung ihres Anspruchs auf die Rente 
unaufgefordert einen Ausbildungsnachweis einzureichen. 
 
4 Die Pensionskasse fordert zu hohe oder zu Unrecht bezogene Leistungen zurück, 
insbesondere bei Verletzung der Auskunfts- und Meldepflicht. Sie kann ihre Forde-
rungen auch mit ihren Leistungen verrechnen. 
 

 Haftung 
1 Die Pensionskasse lehnt die Haftung für alle Folgen ab, die sich aus der Verletzung 
von Pflichten der Arbeitgeber und Versicherten ergeben und behält sich vor, den ihr 
daraus entstandenen Schaden geltend zu machen.  

J. Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 
 
Übergangsbestim-
mungen  
 
 
Uneinigkeit betr. 
Auslegung des 
Reglements  
 
Berechnungs-
grundlagen  
 
Anpassung durch  
den Stiftungsrat 
 
 
Sprachversion 
 
 
 
Beizug eines  
Schlichters 
 
 
 
 
Ansprüche bei Auf-
lösung, Teil- oder 
Gesamtliquidation 

 Übergangsbestimmungen  
1 Die Bestimmungen gemäss Art. 6, Art. 7 und Art. 58 dieses Reglements treten rück-
wirkend per 31.12.2020 in Kraft. 
 

 Anwendung und Änderung des Reglements  
1 Über Fragen, welche durch dieses Reglement nicht oder nicht vollständig geregelt 
sind bzw. welche die Auslegung dieses Reglements betreffen, entscheidet der Stif-
tungsrat im Sinne der Stiftungsurkunde. 
 
2 Im Reglement nicht ausdrücklich geregelte Berechnungen erfolgen nach den anzu-
wendenden technischen Grundlagen der Pensionskasse. 
 
3 Das Reglement kann jederzeit im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und des 
Stiftungszwecks vom Stiftungsrat geändert werden. Die wohlerworbenen Ansprüche 
der Versicherten und Rentner werden in jedem Fall gewahrt. 
 
4 Wird das Reglement in andere Sprachen übersetzt, ist für dessen Auslegung der 
deutsche Text massgebend. 
 

 Streitigkeiten   
1 Wenn bei Streitigkeiten zwischen Versicherten und der Stiftung keine gütliche Eini-
gung erzielt werden kann, bezeichnet der Stiftungsrat einen unabhängigen Schlich-
ter. Wird auch so keine Einigung erzielt, entscheidet das vom BVG in Art. 73 zustän-
dig erklärte Gericht. 
 

 Auflösung und Liquidation  
1 Bei einer Auflösung, Liquidation oder Teilliquidation der Stiftung oder eines Vorsor-
gewerks ist nach den Bestimmungen der Stiftungsurkunde, des 
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Inkrafttreten 
 
 
 
 

Teilliquidationsreglements und des Gesetzes zu verfahren. Änderungen der Stif-
tungsurkunde bedürfen einer 2/3-Mehrheit aller Stiftungsratsmitglieder. 
 
 
Dieses Reglement tritt auf den 1. Januar 2023 in Kraft und ersetzt alle vorhergehen-
den Versionen des vorliegenden Reglements inkl. deren Nachträge und Anhänge. 
 
 
Schlieren, 11. Mai 2023 
 
 
Alvoso Pensionskasse 
 
 
 
Remo Schällibaum  Wolfgang Fanger 
Präsident des Stiftungsrates Vizepräsident des Stiftungsrates 
 
 
 
 
 



 
 

Anhang A1 Verwendete Begriffe 
 

Alvoso Pensionskasse Vorsorgereglement   35/38 

  

Anhang A1 Verwendete Begriffe 
 
Pensionskasse 

Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 

Versicherte 

Destinatäre 

Vorsorgefall 

eingetragene 
Partner 
 

ordentliches 
Pensionierungsalter 

AHV 

ATSG 

BVG 

BVV 2 

EFTA 

EU 

FZG 
 

FZV 
 

IV 

IVG 

MVG 

PartG 

UVG 

WEFV 

ZGB 

Alvoso Pensionskasse  

in der Pensionskasse versicherte Arbeitnehmer der Arbeitgeber 

der Pensionskasse angeschlossene Unternehmungen 

in der Pensionskasse versicherte Arbeitnehmer 

Versicherte, Rentner oder deren Hinterlassene 

die versicherten Ereignisse Alter, Invalidität und Tod 

Partner, die im Personenstand der „eingetragenen Partnerschaft“ gemäss Bundesge-
setz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partner-
schaftsgesetz, PartG) leben. 

Referenzalter gemäss Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
(AHVG) 

Eidgenössische Alters- und Hinterlassenenversicherung 

Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 

Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 

Europäische Freihandelsassoziation (European Free Trade Association) 

Europäische Union 

Bundesgesetz über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge 

Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenvorsorge 

Eidgenössische Invalidenversicherung 

Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 

Bundesgesetz über die Militärversicherung 

Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare 

Bundesgesetz über die Unfallversicherung 

Verordnung über die Wohneigentumsförderung 

Schweizerisches Zivilgesetzbuch 
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Anhang A2 Massgebende Beträge (Stand 01.01.2023)  
 
 
Minimale jährliche AHV-Altersrente 
 
Maximale jährliche AHV-Altersrente 
 
Eintrittsschwelle gemäss BVG 
 
Koordinationsabzug gemäss BVG 
 
BVG-Lohnobergrenze 
 
Minimal koordinierter BVG-Lohn 
 
Maximal koordinierter BVG-Lohn 
 
Maximal versicherter UVG-Lohn 
 
Maximal im BVG versicherbarer Jahreslohn 
 
Mindestzinssatz gemäss BVG 

 
CHF 14’700 

 
CHF 29’400 

 
CHF 22’050 

 
CHF 25’725 

 
CHF 88’200 

 
CHF 3’675 

 
CHF 62’475 

 
CHF 148’200 

 
CHF 882’000 

 
1.00% 
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Anhang A3 Einkauf der AHV-Überbrückungsrente  
 
Der maximal mögliche Einkauf in das Sonder-Sparkonto „Einkauf AHV-Überbrückungsrente“ entspricht 
beim gewählten Rücktrittsalter dem Betrag (in % der maximalen AHV-Altersrente) gemäss nachstehender 
Tabelle, reduziert um das vorhandene Sparkapital aus dem entsprechenden Sonder-Sparkonto. 
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Anhang A4 Umwandlungssätze  
 
Abhängig vom Rücktrittsalter wird das vorhandene Sparkapital mit den folgenden Umwandlungssätzen in 
eine Altersrente umgewandelt: 
 

Alter     

Männer & Frauen 2022 2023 2024 2025 

58 4.75% 4.65% 4.55% 4.45% 

59 4.90% 4.80% 4.70% 4.60% 

60 5.05% 4.95% 4.85% 4.75% 

61 5.20% 5.10% 5.00% 4.90% 

62 5.35% 5.25% 5.15% 5.05% 

63 5.50% 5.40% 5.30% 5.20% 

64 5.65% 5.55% 5.45% 5.35%* 
65 5.80% 5.70% 5.60% 5.50% 

66 5.95% 5.85% 5.75% 5.65% 

67 6.10% 6.00% 5.90% 5.80% 

68 6.25% 6.15% 6.05% 5.95% 

69 6.40% 6.30% 6.20% 6.10% 

70 6.55% 6.45% 6.35% 6.25% 
 
Stand: 27.10.2021 
 
 
Der Umwandlungssatz kann jederzeit vom Stiftungsrat überprüft und auf den 1. Januar eines Kalenderjahres 
angepasst werden. Bei der Bestimmung des Umwandlungssatzes wird das Alter des Versicherten auf Jahr 
und Monate genau berechnet (Interpolation). Bei einer Pensionierung per 31. Dezember gilt derjenige Um-
wandlungssatz, welcher im Kalenderjahr gültig ist, in welchem der Versicherte noch aktiv versichert war. 
 
* Im Rahmen der AHV-Reform 21 erhöht sich das Referenzalter der ordentlichen Pensionierung für Frauen 

ab dem 1. Januar 2025 wie folgt: 
 Jahrgang 1960 und älter: 64 Jahre 0 Monate 
 Jahrgang 1961: 64 Jahre 3 Monate  
 Jahrgang 1962: 64 Jahre 6 Monate  
 Jahrgang 1963: 64 Jahre 9 Monate 
 Der zugehörige Umwandlungssatz passt sich linear an. 
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